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Liebe Leserinnen, lieber Leser,
„Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin“ 
(Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz).

Auf diesem, vom Grundgesetz vorgegebe-
nen Weg sind in den vergangenen Jahren 
bedeutende und messbare gleichstellungs-
politische Erfolge zum Beispiel in der Bildung 
oder im Beruf erzielt worden. Wenn es um 
die Verteilung poltischer Macht geht, besteht 
deutschlandweit und auch in Brandenburg 
aber immer noch eine deutliche Diskrepanz 
zwischen der rechtlich verankerten und der 
tatsächlichen Gleichberechtigung von Frau-
en und Männern. Bundesweit sind Männer in 
nahezu allen politischen Entscheidungsgre-
mien deutlich häufiger vertreten als Frauen. 
Trotz teilweise bestehender innerparteilicher 
Selbstverpflichtungen liegt der Frauenanteil 
im Bundestag mittlerweile nur noch bei knap-
pen 31 Prozent. Der Landtag Brandenburg 
ist zu 36 Prozent mit weiblichen Abgeordne-
ten besetzt und in den brandenburgischen 
Kommunalparlamenten schwankt der Frau-
enanteil zwischen 10 und 39 Prozent.

Die Konferenz der Gleichstellungs- und Frau-
enministerinnen und –minister der Länder 
(GFMK) stellte im Juni 2017 per Beschluss 
fest, dass es sich eine moderne Demokratie 
im 21. Jahrhundert nicht mehr leisten kann, 
die Hälfte der Bevölkerung nicht angemessen 
zu repräsentieren. Die GFMK bat die Bun-
desregierung, verfassungskonforme Geset-
zesvorschläge zur Erreichung der gleichen 

Repräsentanz von Frauen und Männern in 
Parlamenten zu erarbeiten. Aber auch die 
einzelnen Bundesländer sind gefordert.

Die Landesregierung Brandenburg hat die 
Gleichstellung von Frauen und Männern als 
wichtiges Ziel über alle Politikfelder hinweg 
im Koalitionsvertrag verankert. Maßnahmen 
dafür haben wir in unserem Gleichstellungs-
politischen Rahmenprogramm. Beispielswei-
se wird dort unter dem Ziel „Partizipation för-
dern – gleiche Teilhabechancen von Frauen 
und Männern sowie faire Beteiligung an Ent-
scheidungsprozessen“ auch die Herstellung 
gleicher Chancen der politischen Partizipati-
on für Frauen unterstützt. Dazu gehört zum 
Beispiel zu überprüfen, inwieweit die beste-
henden gesetzlichen Regelungen im Land 
Brandenburg den geschlechtergerechten Zu-
gang zu Wahlämtern und Mandaten tatsäch-
lich gewährleisten.

Das vorliegende Gutachten gibt Aufschluss 
über den Einfluss der Brandenburger Wahl-
gesetze auf die gleichberechtigte politische 
Teilhabe von Frauen und beantwortet die 
Frage, ob Regelungsbedarfe zur Sicherstel-
lung der paritätischen Beteiligung von Frau-
en bestehen. Damit leistet es einen wichtigen 
Beitrag zum Gleichklang zwischen rechtlich 
verankerter und tatsächlich gelebter Gleich-
stellung und stellt einen Meilenstein auf dem 
Weg zur mehr politischer Teilhabe von Frau-
en im Land Brandenburg dar.

Unser besonderer Dank gilt den beiden Gut-
achterinnen Didem Demir und Fabienne Do-
nau sowie dem Koordinationsbüro für Chan-
cengleichheit (KFC) der Universität Potsdam.
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1.

1	 https://www.bundestag.de/abgeordnete/biografien/mdb_zahlen_19/frauen_maenner/529508, 
	 Stand vom 05.01.18. um 11:32.
2	 vgl. Lukoschat/Belschner; Ein Wegweiser zu Parität in der Politik, S. 3. 3	 Schüller; Wer stimmt bestimmt?, S. 59.

2.Geschichte der Gleichstellung

GESCHICHTE DER GLEICHSTELLUNGGUTACHTENAUFTRAG

Gutachtenauftrag

Die politische Partizipation war Frauen lange 
Zeit verwehrt. Erst durch die aufkommende 
Frauenrechtsbewegung Anfang des 20. Jahr-
hunderts konnte sich die Position der Frau 
auch in der Politik nachhaltig verändern und 
unterlag in der Folge einem starken Wandel. 
Es wurden zahlreiche gesetzliche Grundla-
gen zur Schaffung der Gleichberechtigung 
von Frau und Mann erlassen, doch auch heu-
te, im Jahr 2018, kann von einer vergleich-
baren Stellung beider Geschlechter nicht die 
Rede sein. Dies zeigt sich in der bis heute 
anhaltenden Überpräsenz von Männern in 
politischen Positionen. Nachfolgend ein kur-
zer historischer Überblick zur Geschlechter-
parität in der politischen Teilhabe seit der 
Weimarer Republik.

1. Weimarer Republik (1918-1933)
In der Weimarer Republik wurde mit Art. 109 
Abs. 2 Weimarer Reichsverfassung das akti-
ve und passive Wahlrecht der Frau gesichert 
– ein Grundbaustein der politischen Beteili-
gung. Die Frauen stießen auf ein Parteisys-
tem ohne weibliche Mitglieder, eine feste 
Struktur, in welche sie sich erstmals einfügen 
und beweisen mussten. In der Deutschen 
Nationalversammlung lag der Frauenanteil 
1919 bei unter 9 Prozent.

2. Nationalsozialismus (1933-1945)
Während der Zeit des nationalsozialistischen 
Regimes ist der Frau das passive Wahlrecht 
wieder entzogen worden. Durch diese Ent-
scheidung wurde die Weiterentwicklung eines 
gleichberechtigten und verhältnismäßigen po-
litischen Systems zwangsweise ausgesetzt. 

Frauen sollten als Hausfrau und Mutter zur 
Erhaltung des deutschen Volkes beitragen.

3. Bundesrepublik Deutschland 
    (BRD, 1949-1989)
Durch die Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland 1949 und das damit verbundene 
Inkrafttreten des Grundgesetzes, ist mit Art. 3 
Abs. 2 GG die Gleichstellung von Mann und 
Frau garantiert worden. Die Rechte der Frau 
erstrecken sich dabei auf alle Lebensbereiche 
und gehen somit über die staatsbürgerlich ge-
sicherten Rechte in der Weimarer Reichsver-
fassung hinaus. Die Idee eines vollumfäng-
lichen Gleichheitsgrundsatzes führte zuvor 
zu starken politischen und gesellschaftlichen 
Debatten. Der parlamentarische Rat, beste-
hend aus 61 stimmberechtigten Männern und 
4 stimmberechtigten Frauen, lehnte in großer 
Mehrheit den Gleichstellungsartikel ab. Die 
inhaltliche Auseinandersetzung mit und die 
Einführung des Art. 3 Abs. 2 GG ist dabei vor 
allem Elisabeth Selbert zu verdanken. Elisa-
beth Selbert versuchte seit Beginn der Diskus-
sion die Zweifel bezüglich eines vollumfängli-
chen Gleichstellungsgesetzes zu nehmen, 
indem sie dafür plädierte, dass „Einmal […] 
der Anfang gemacht werden [muss], um aus 
dem Zustand des Deklaratorischen herauszu-
kommen. Die neue Verfassung gibt die Gele-
genheit dazu, Versprechungen einzulösen. In 
den Übergangsbestimmungen kann die Brü-
cke vom Alten zum Neuen geschlagen wer-
den, wobei allerdings dem neuen Bundestag 
eine Frist gesetzt werden muss, in der die 
Reform des Rechts und die Abänderung dem 
Gleichheitsgrundsatz entgegenstehender Be-
stimmungen zu erfolgen hat.“ 3

1. Hintergrund und Methodik
Im Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) 
heißt es: „Männer und Frauen sind gleich-
berechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Besei-
tigung bestehender Nachteile hin“.
Trotz dieses grundgesetzlich verankerten 
Gebots sind Männer in nahezu allen politi-
schen Entscheidungsgremien deutlich häu-
figer vertreten als Frauen. Wenn auch teil-
weise parteiinterne Selbstverpflichtungen 
bestehen, liegt der Frauenanteil im Bundes-
tag bei knapp 30 Prozent1 und in den Landes-
parlamenten im Durchschnitt bei 33 Prozent2.  

100 Jahre nach Einführung des Frauenwahl-
rechts sollte gemeint werden, dass eine mo-
derne Demokratie nicht hinnehmen kann, 
wenn die Hälfte ihrer Bevölkerung nicht an-
gemessen vertreten wird.

Zur Beurteilung der Frage, ob es notwendig 
ist, neue legislative Ansätze zu verfolgen, um 
diesen Missstand zu beheben, gab das Bran-
denburger Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie (MASGF) 
2017 eine gleichstellungspolitische Analyse 
der Brandenburger Wahlgesetze sowie eine 
Wirksamkeitsanalyse dieser Wahlgesetze im 
Kontext zu den Wahlgesetzen anderer Bun-
desländer in Auftrag. 

Zur Erfüllung des übertragenen Auftrages 
wird zu Beginn des Gutachtens ein kurzer 
Überblick über die historische Entwicklung 
der Stellung der Frau in der Politik erarbei-
tet, um noch heute geltende, möglicherwei-
se veraltete Strukturen nachzuvollziehen. 

Zur Darstellung der gegenwärtigen Situation 
wird nachfolgend die politische Beteiligung 
der Frau, sowohl auf Bundes-, als auch auf 
Landes- und Kommunalebene ausführlich er-
läutert. Der Schwerpunkt der Untersuchung 
liegt jedoch auf einer juristischen Analyse 
des Wahlgesetzes für den Landtag Branden-
burg (BbgLWahlG) sowie des Gesetzes über 
die Kommunalwahlen im Land Brandenburg 
(BbgKWahlG), unter dem besonderen Fokus 
der Verfassungsmäßigkeit von Parité-Rege-
lungen. Dabei wird sich das Gutachten auf-
grund der Gesetzeslage ausschließlich mit 
Geschlechterparität, die Frauen und Männer 
betrifft (binär), auseinandersetzen.

2. Zu prüfende Thesen
Die durch die Auftraggeberin formulierten 
und zu prüfenden Thesen lauten wie folgt:

These 1:
Die Brandenburger Wahlgesetze sind nicht 
gleichstellungspolitisch ausgerichtet und 
deshalb entsprechend überarbeitungsbe-
dürftig (mindestens hinsichtlich einer gender-
gerechten Sprachanwendung).

These 2:
Parität wird durch die bestehenden Regelun-
gen weder direkt befördert noch ausdrücklich 
verhindert (sondern hängt in Anwendung der 
bestehenden Gesetze vom Handeln der Par-
teien ab).

These 3:
Um Parität in der Politik tatsächlich zu errei-
chen, bedarf es konkreter Gesetzesänderun-
gen mit Sanktionsregelungen.
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7	 ibd.	
8	 ibd.
9	 vgl. Lukoschat/Belschner; Ein Wegweiser zu Parität in der Politik, S. 8.
10	Landesfrauenrat Baden-Württemberg; LandesFrauenRat Berlin e. V.;
	 Frauenpolitische Rat Land Brandenburg e. V.; Bremer Frauenausschuss e.V.; Landesfrauenrat Hamburg e. V.; 	
	 LandesFrauenRat (LFR) Hessen; Sächsischer Landesfrauenrat; Landesfrauenrat MV e. V..
	 (LFR MV, Mecklenburg-Vorpommern); Landesfrauenrat Niedersachsen e.V.; FrauenRat NRW e. V.;
	 Landesfrauenrat Rheinland-Pfalz; LandesFrauenRat Schleswig-Holstein; Landesfrauenrat Sachsen-Anhalt e. V.; 	
	 Landesfrauenrat Thüringen e. V..
11	http://frauenpolitischer-rat.de/project/wer-wir-sind/, Stand vom 05.01.18 um 14:55 Uhr.
12	vgl. Laskowski; Gutachten zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit gesetzlicher Paritéregelungen für 
	 Kommunal- und Landtagswahlen in Thüringen, S. 24.

4	 Art. 7 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 07. Oktober 1949.
5	 vgl. Laskowski; Gutachten zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit gesetzlicher Paritéregelungen 
	 für Kommunal- und Landtagswahlen in Thüringen, S. 20.
6	 http://www.bpb.de/politik/grundfragen/parteien-in-deutschland/zahlen-und-fakten/140358/
	 soziale-zusammensetzung, Stand vom 05.01.18 um 14:52 Uhr.

Durch die Überzeugungsarbeit der weibli-
chen Mitglieder des parlamentarischen Ra-
tes, sowie durch die Einbeziehung der Bür-
gerinnen und Bürger in die Protestdebatte, 
ist Art. 3 Abs. 2 GG im Januar 1949 letzt-
endlich in das Grundgesetz aufgenommen 
worden.

4. Deutsche Demokratische Republik 
   (DDR, 1949-1989)
Die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
wurde 1949 auch in der ersten Verfassung 
der DDR verankert.4 Trotzdem unterschied 
sich die rechtliche Situation der Frau von der 
in der BRD. Anders als dort, wurde mit der 
ersten Verfassung festgelegt, dass alle ge-
gen die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau verstoßenden Gesetze aufgehoben 
sind. Aus diesem Gleichstellungsgedanken 
ergab sich, dass die Frau ebenso wie der 
Mann berufstätig war. Doch erstreckte sich 
die Gleichstellung beider Geschlechter nicht 
bis hinein ins Familienleben. Für die Frau be-
deutete dies neben der Berufstätigkeit, auch 
für die Familie und den Haushalt zu sorgen. 
Eine in der Wirtschaft oder Politik erfolgrei-
che Karriere der Frau wurde trotz der verfas-
sungsrechtlichen Gleichstellung damit indi-
rekt nicht zugelassen.

5. Wiedervereintes Deutschland seit 1990
Die Geschichte beider Teile Deutschland 
lässt erkennen: die verfassungsrechtliche 
Verankerung der Gleichstellung von Mann 
und Frau allein ist nicht ausreichend.  Ein 
staatliches Förderungsgebot der Gleichstel-
lung ließ sich weder aus der Verfassung der 

BRD, noch der DDR ableiten. Festgehalten 
ist lediglich, dass Frauen und Männer gleich-
berechtigt behandelt werden müssen. Diese 
Regelung stellte sich als nicht ausreichend 
heraus, um die Position der Frau innerhalb 
des Systems zu stärken. Daher kam es 1994 
im wiedervereinigten Deutschland zu einer 
Erweiterung des Gleichstellungsgrundsat-
zes. Doch auch 45 Jahre nach Inkrafttreten 
der Verfassungen und der damit verbunde-
nen Verankerung des Gleichstellungsgrund-
satzes war dieses Vorgehen offenbar nicht 
selbstverständlich: Die für die Verfassungs-
änderung zuständige Kommission bestand 
erneut vor allem aus männlichen Mitgliedern 
(23 Frauen, 41 Männer), welche der Erwei-
terung größtenteils skeptisch gegenübertra-
ten.5 Erneut waren zu einem großen Teil die 
bundesweiten parteiübergreifenden Frauen-
initiativen ausschlaggebend für die Erweite-
rung des Art. 3 Abs. 2  GG. Seitdem ist die 
Pflicht des Staates, für die Gleichstellung von 
Frau und Mann zu sorgen, grundgesetzlich 
verankert.

6. Interne Parteistrukturen von heute
Die durch das aktive und passive Wahlrecht 
entstandenen Parteistrukturen, welche die 
Entwicklung und Beteiligung von Frauen für 
eine lange Zeit erschwerten, wirken sich bis 
heute spürbar aus. Erst seit 1998 liegt der 
Anteil weiblicher Abgeordneter im Bundes-
tag bei über 30 Prozent und ist heute fast auf 
demselben Stand wie vor 19 Jahren. Dies 
könnte auf die verhältnismäßig geringe Betei-
ligung von Frauen innerhalb der Parteien zu-
rückzuführen sein. Der Frauenanteil der CDU 
beträgt 22 Prozent, der der AfD 16 Prozent.6 

Die SDP liegt mit 32 Prozent7 weiblicher 
Mitglieder im Mittelfeld der im jetzigen Bun-
destag vertretenen Parteien. DIE LINKE und 
das Bündnis 90/Die Grünen liegen mit einem 
weiblichen Mitgliederanteil von rund 38 Pro-
zent8 an der Spitze, wobei das immer noch 
weit weniger als die Hälfte ist. Es lässt sich 
nicht belegen, dass die geringere politische 
Beteiligung von Frauen mit einem geringeren 
politischen Interesse korrespondiert. Viel-
mehr wird angeführt, dass Frauen der Spa-
gat zwischen familiären Verpflichtungen und 
einer politischen Beteiligungen schwerfällt.9 
Besonders lässt sich dies auf der Kommu-
nalebene erkennen, wo viele politische Tätig-
keiten ehrenamtlich ausgeführt werden. Zu 
den familiären Verpflichtungen tritt in diesem 
Fall eine hauptberufliche Tätigkeit, welcher 
nachgekommen werden muss. Mithin be-
stimmen vor allem äußere Faktoren die Ent-
scheidung, eine politische Betätigung nicht 
in den Vordergrund zu stellen. Die politische 
Beteiligung von Frauen müsste demnach 
in erster Linie durch Kampagnen attraktiver 
gestaltet werden. Ebenso ist ein modernes 
familiäres Rollenbild anzustreben. Zuletzt ist 

anzubringen, dass auch männliche Politiker 
die geschlechtsübergreifende Verantwortung 
für eine gleichberechtigte Gesellschaft über-
nehmen sollten.

7. Zwischenfazit
Zur Stärkung der Position der Frau haben 
sich in den letzten Jahrzehnten in fast allen 
Bundesländern Dachverbände von Frauen-
organisationen10 gegründet, welche u.a. die 
gemeinsamen Interessen der Frauen gegen-
über Parlamenten, Regierungen, Verwaltun-
gen und anderen Organisationen vertreten.11 
Landesfrauenräte setzen sich hierbei auch 
intensiv für eine Quotenregelung in den jewei-
ligen Wahlgesetzen ein. Trotz grundgesetz-
licher Verankerung von Chancengleichheit 
und Gleichberechtigung haben sich Kandida-
tinnen für politische Positionen noch immer 
nicht etabliert. Männlich dominierende Struk-
turen können weiterhin nur schwer durch-
brochen werden.12 Der Kampf um Gleich-
berechtigung ist trotz des Art. 3 Abs. 2 GG 
nicht abgeschlossen.
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19	vgl. Lukoschat/Belschner; Ein Wegweiser zu Parität in der Politik,, S. 14.
20	ibd.
21	vgl. § 15 CDU-Statut vom 01.06.2016.
22	vgl. § 8 Satzung der CSU vom 15.09.2017.
23	vgl. § 3 Abs. 5 WahlO der SPD vom 26.01.2014.
24	vgl. § 4 Abs. 2 und 3 WahlO der SPD vom 26.01.2014.
25	gl. §§ 11 f. Satzung Bündnis 90/Die Grünen vom 22.11.2015, §§ 1 ff. 
	 Frauenstatut Bündnis 90/Die Grünen vom 22.11.2015.

und können daher gezielt entscheiden, welche 
Kandidatin oder welcher Kandidat zu unterstüt-
zen ist.19 Zwar steht es jeder Bürgerin und je-
dem Bürger frei, sich als Direktkandidatin oder 
Direktkandidat aufzustellen, dennoch ist die 
Rolle der Parteien als „Unterstützer-Apparate“ 
für eine erfolgreiche Kandidatur nicht zu unter-
schätzen.20 Die meisten Parteien haben daher 
auf freiwilliger Basis eigene Regeln für eine 
paritätische Repräsentanz der Geschlechter 
auf Wahllisten und in ihrer Partei erstellt. Keine 
dieser Regelungen ist jedoch mit Sanktionen 
bei etwaiger Nichterfüllung verknüpft. Im Fol-
genden eine detaillierte Übersicht innerpartei-
licher Regelungen der im aktuellen Bundestag 
vertretenen sieben Parteien.

1.3.1. Christlich Demokratische Union 
          Deutschlands (CDU)
Nach dem Statut der CDU sollen nach Mög-
lichkeit, 1/3 der Parteiämter, Mandate und 
Listenplätze an Frauen vergeben werden. 
Wenn in zwei Wahlgängen dieses Quorum 
jedoch nicht erfüllt werden kann, gilt das 
zweite Ergebnis.21

1.3.2. Christlich-Soziale Union in Bayern 
          (CSU)
In der Satzung der CSU ist geregelt, dass 
auf Landes- und Bezirksebene 40 Prozent 
der Parteiämter an Frauen vergeben wer-
den sollen.22 Für Bundestags- und EU-Par-
lamentswahlen sowie auf Bundesebene hat 
die CSU keine innerparteilichen Regelungen 
aufgestellt.

1.3.3. Sozialdemokratische Partei 
          Deutschlands (SPD)
In der SPD gilt seit dem Münsteraner Partei-
tag im August 1988 der sogenannte „Quoten-
beschluss“. Dieser verlangt, dass Ämter und 
Mandate grundsätzlich zu 40 Prozent mit 
Frauen zu besetzen sind.

In Funktionen und Mandaten der Partei müs-
sen nach Maßgabe des § 11 Abs. 2 Organi-
sationsstatuts Frauen und Männer zu je 40 
Prozent vertreten sein. Dies ist eine Pflicht 
und richtet sich an das wählende oder ent-
sendende Gremium.

Hinsichtlich der Aufstellung von Wahllisten 
für politische Wahlen gilt eine verpflichten-
de Geschlechterquotierung, verankert in der 
Satzung der SPD, dem Organisationsstatut. 
In der Wahlordnung der SPD ist festgelegt, 
dass Frauen und Männer mindestens zu je 
40 Prozent berücksichtigt werden müssen 
und zu je 50 Prozent berücksichtigt werden 
sollen.23 Für die Wahl zum Bundestag und 
Europaparlament erfolgt die Aufstellung der 
Landeslisten alternierend. Dies bedeutet, 
dass Frauen und Männer bei den Wahlvor-
schlägen abwechselnd berücksichtigt wer-
den (sog. Reißverschlussprinzip).24

1.3.4. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Im Gegensatz zu den bisher genannten Par-
teien hat das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eine Frauenquote von 50 Prozent für alle Par-
teiämter, Mandate und Listenplätze in ihrer 
Satzung vorgesehen. Auf Wahllisten gilt zu-
dem das Prinzip der alternierenden Vergabe.25

13	https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-und-arbeitswelt/quote-privatwitschaft/quote-fuer-mehr-	
	 frauen-in-fuehrungspositionen--privatwirtschaft/78562?view=DEFAULT, Stand vom 09.01.18, um 11:30 Uhr.
14	https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-fuer-die-gleichberechtigte-teilhabe-von-frauen-und-maennern-	
	 an-fuehrungspositionen/119350, Stand vom 07.01.18 um 16.23 Uhr.
15	vgl. Definition „wesentliche Gremien“ § 3 Nr. 2 FührposGleichberG: Gremien, bei denen die Mitgliedschaft von 	
	 mindestens einem seiner Mitglieder durch die Bundesregierung zu beschließen oder zur Kenntnis zu nehmen ist, 	
	 oder Gremien, die als wesentlich bestimmt worden sind.
16	https://www.bmfsfj.de/quote/daten.html, Stand vom 07.01.18 um 16.24 Uhr.
17	http://www.spiegel.de/politik/deutschland/deutscher-bundestag-das-neue-parlament-ist-groesser-und-
	 maennlicher-a-1169640.html, Stand vom 07.01.18 um 16.32 Uhr.
18	vgl. Deutscher Frauenrat (DF): Gleichstellungscheck zur Bundestags-Wahl 2017, Pressemitteilung vom 09.08.2017: 	
	 Frauenkapitel im Wahlprogramm der AfD: 0%, FDP: 0,9%, SPD: 2,8%, LINKEN: 3,54%.

Nach einem historischen Überblick stellt sich 
die Frage nach der Qualität der gegenwärti-
genwärtigen Teilhabe in der Politik. Nachfol-
gend ein Überblick über die Ausgangslage 
auf Bundes- und Landesebene.

1. Bundesebene
Die paritätische Verteilung der Geschlechter 
auf Bundesebene kann unter verschiedenen 
Aspekten beurteilt werden. Hier wird sie zu-
nächst in der Privatwirtschaft, dem Öffentli-
chen Dienst, im Bundestag und innerhalb 
bundespolitischer Parteien dargestellt.

1.1. Privatwirtschaft und  
       Öffentlicher Dienst
In der Privatwirtschaft sind seit Bundestags-
beschluss vom 6. März 2015 Unternehmen 
in Deutschland dazu verpflichtet, ihre Auf-
sichtsräte mit mindestens 30 Prozent des 
unterrepräsentierten Geschlechts (in 100 
Prozent der Fälle ist dies das weibliche Ge-
schlecht) zu besetzen. Diese Quote gilt für 
mitbestimmungspflichtige und börsennotierte 
Großunternehmen. Effektiv handelte es sich 
2017 um 108 Unternehmen mit jeweils mehr 
als 2.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.13

Mit demselben Gesetz – Gesetz für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern in Führungspositionen (Führpos-
GleichberG)14 – gilt die Quote auch für Auf-
sichtsgremien und wesentliche Gremien15 
im Öffentlichen Dienst auf Bundesebene.
Seit Einführung des Gesetzes lässt sich 
eine positive Entwicklung des Frauenanteils 

in Führungsposition feststellen. So ist der 
Frauenanteil in den Aufsichtsräten der bör-
sennotierten und mitbestimmungspflichtigen 
Unternehmen um 6,3% Prozent auf 28,1 % 
gestiegen (Stand: März 2017).16

1.2. Bundestag
Von einem Anstieg des Frauenanteils im Bun-
destag kann nach der vergangenen 19. Bun-
destagswahl 2017 nicht die Rede sein. Gegen-
teiliges ist sogar der Fall: Der Anteil weiblicher 
Abgeordneter ist in der letzten Wahlperiode 
um 6,1 Prozent, von 36,8 Prozent auf 30,7 
Prozent gesunken.17 Dies ist der geringste 
Frauenanteil im Bundestag seit über 20 Jah-
ren! Ein derartiger Abfall ist insbesondere auf 
den erstmaligen Einzug der Alternative für 
Deutschland (AfD) und den erneuten Einzug 
der Freien Demokratischen Partei (FDP) zu-
rückzuführen. Dies sind die einzigen Parteien 
im Bundestag, die keine innerparteilichen Re-
gelungen bezüglich einer geschlechterparitä-
tischen Verteilung von Wahlämtern und Man-
daten besitzen. In den Wahlprogrammen von 
AfD und FDP haben frauenpolitische Themen 
faktisch keine Rolle gespielt.18 Es überrascht 
daher nicht, dass beide Parteien den gerings-
ten Frauenanteil innerhalb ihrer Bundestags-
fraktionen aufweisen.

1.3. Frauenförderungspraxis von im  
       Bundestag vertretener Parteien
Politische Parteien spielen bei der Frage nach 
einer ausgeglichen Frauen-Männer-Bilanz in 
der Politik eine wichtige Rolle. Schließlich be-
sitzen politische Parteien Nominierungshoheit 
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39	 vgl. Kapitel III. 1.3.3. des Gutachtens.
40	http://www.afd-brandenburg.de/z-wie-archiv/ltw-2014/landesliste-der-afd-brandenburg/, 
	 Stand vom 07.01.18 um 20.33 Uhr.
41	Amt für Statistik Berlin-Brandenburg,  Excel- Tabelle, Ergebnisse, Zeile 2560.
42	vgl. Lukoschat/Belschner; Ein Wegweiser zu Parität in der Politik, S. 9.
43	ibd.

26	vgl. § 10 Satzung DIE LINKEN.
27	https://www.bundestag.de/abgeordnete/biografien/mdb_zahlen_19/frauen_maenner/529508, 
	 Stand vom 05.01.18. um 11:32  Uhr.
28	Sonderausgabe Landtag Brandenburg,  Namen – Daten – Fakten. 5. Wahlperiode 2009–2014, S. 45.
29	Frauenanteil des Landtages in der 5. Wahlperiode: 39,8 %; Sonderausgabe Landtag Brandenburg,  
	 Namen – Daten – Fakten. 5. Wahlperiode 2009–2014, S. 45, S. 49.
30	https://www.gruene-fraktion-brandenburg.de/fraktion/abgeordnete/, Stand vom 27.02.18 um 13:50 Uhr.
31	http://www.spd-fraktion-brandenburg.de/unsere-koepfe/abgeordnete/, Stand vom 27.02.18 um 13:50 Uhr.
32	https://www.linksfraktion-brandenburg.de/fraktion/abgeordnete/, Stand vom 27.02.18 um 13:50 Uhr.
33	http://www.cdu-fraktion-brandenburg.de/2_15_Abgeordnete.html, Stand vom 27.02.18 um 13:55 Uhr.
34	http://afd-fraktion-brandenburg.de/abgeordnete-2/, Stand vom 27.02.18 um 13:55 Uhr.
35	vgl. Lukoschat/Belschner; Ein Wegweiser zu Parität in der Politik, S. 14 f.
36	http://www.spd-potsdam.de/fileadmin/user_upload/spd-brandenburg_de/14/Landtagswahl/160214-Beschluss- 
	 Landesliste.pdf, Stand vom 07.01.18 um 20.30 Uhr.
37	http://gruene-brandenburg.de/wahlkampf/landtagswahl-2014/, Stand vom 09.03.18 um 12:00 Uhr.
38	http://www.dielinkebrandenburg.de/partei/parteitage/vertreterinnenversammlung/landesliste_fuer_ die_ 
	 landtagswahl_2014/landesliste_zur_landtagswahl_2014/, Stand vom 07.01.18 um 20.31 Uhr.

1.3.5. DIE LINKE
DIE LINKE hat, ebenso wie das BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN eine 50-Prozent-Quote für 
alle Parteiämter, Mandate und Listenplätze. 
Folglich müssen diese zu 50 Prozent mit 
Frauen besetzt sein.26

1.3.6. Freie Demokratische Partei (FDP)
Die FDP hat keine satzungsrechtlich veran-
kerte Frauenquote. Vielmehr setzt sie auf 
sogenannte „weiche Maßnahmen“, wie bei-
spielsweise Mentoring-Programme. Die Ef-
fizienz derartiger Maßnahmen ist zumindest 
auf Bundesebene fraglich, da nach jetzigem 
Stand die Bundestagsfraktion der FDP zu 
77,5 Prozent aus Männern besteht.27

1.3.7. Alternative für Deutschland (AfD)
Die AfD lehnt Quoten, insbesondere Ge-
schlechterquoten zu Gunsten von Frauen 
strikt ab. Sogenannte „weiche Maßnahmen“, 
wie sie die FDP propagiert, werden ebenfalls 
abgelehnt.

2. Überblick über die Ausgangssituation 
    in Brandenburg

2.1. Landesebene
Aus einer Analyse des Landes Brandenburg 
zur 6. Wahlperiode von 2014-2019 lässt sich 

die Verteilung von Frauen und Männern im 
Landtag Brandenburg entnehmen. Im Lan-
desparlament beträgt der Frauenanteil mo-
mentan 36,4 Prozent,28 wobei ein Rückgang 
von 3,4 Prozent29 zur vorherigen Wahlperio-
de zu vermerken ist. 

Wenn man die Präsenz weiblicher Abgeord-
neter nach der Parteizugehörigkeit unter-
sucht, fällt auf, dass bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN30 und der SPD31 50 Prozent der 
Landtagsabgeordneten Frauen sind, bei der 
Fraktion DIE LINKEN32 liegt dieser Wert so-
gar  höher. Die CDU-Fraktion33 und die AfD-
Fraktion34 liegen mit einem um die 20 Pro-
zent liegenden Frauenanteil weit hinter den 
anderen Parteien zurück. Dies mag auf die 
verschiedenen parteiinternen Regelungen 
bezüglich der Aufstellung von Kandidatinnen 
zurückzuführen sein.35

 
Der Landtag setzt sich in Brandenburg 
aus Abgeordneten zusammen, die in den 
44  Wahlkreisen direkt gewählt werden und 
44 Abgeordneten, welche der von der jeweili-
gen Partei aufgestellten Landesliste prozen-
tual folgen. Die Aufstellung der Landeslis-
ten erfolgt unterschiedlich. So wird von der 
SPD36, Bündnis 90/DIE GRÜNEN37 und der 
Partei DIE LINKE38 bei der Aufstellung der 
Landeslisten zum 6. Landtag Brandenburgs 

weitestgehend abwechselnd eine Frau und 
ein Mann platziert (Reißverschlussprinzip39). 
Die AfD stellt in der ersten Hälfte der Wahllis-
te eine Kandidatin auf, in der zweiten Hälfte 
drei.40

Es lässt sich erkennen, dass die politischen 
Strukturen in Deutschland männerdominiert 
sind und dass durch parteiinterne Regelun-
gen nicht wirksam und flächendeckend dage-
gen vorgegangen werden kann.

2.2. Kommunalebene
Dieses Ergebnis ist ebenso auf die Kommu-
nalebene übertragbar, in welcher sich die 
ungleiche Verteilung der Sitze sogar weitaus 
stärker feststellen lässt. Der Frauenanteil in 
den Gemeindevertretungen beträgt im Land 
Brandenburg 23,3 Prozent.41 Gerade einmal 
9,6 Prozent der Bürgermeister oder Bür-
germeisterinnen sind im Land Brandenburg 
weiblich.42 Oft wird dies auf eine schwierige 
Koordination des Hauptberufes, der ehren-
amtlichen Tätigkeit als Bürgermeisterin und 
das Familienleben zurückgeführt.43

2.3. Regelungen zur Stärkung der 
       Position der Frau in Brandenburg
Neben dem Grundgesetz ist die Gleichstel-
lung von Frau und Mann im Land Branden-
burg gesetzlich verankert. Dabei sind gemäß 
Art. 28 Abs. I GG die oben erläuterten verfas-
sungsrechtlichen Regelungen und Prinzipien 
auch auf Landes- und Kommunalebene im 
Land Brandenburg zu berücksichtigen.

2.3.1. Landesverfassung
Im Art. 12 Abs. 3 der Verfassung des Landes 
Brandenburg (BbgVerf) ist der landesverfas-
sungsrechtliche Gleichstellungsauftrag von 

Frau und Mann verankert. Diese Gleichbe-
rechtigungsklausel unterscheidet sich von 
der im Grundgesetz verankerten Gleichheit 
von Mann und Frau insofern, als dass sie 
über diese hinausgeht. In den einzelnen 
Bundesländern ist es möglich, den Mindest-
standard der grundrechtlichen Regelungen 
durch speziellere Normen zu erweitern. In 
Art. 12 Abs. 3 BbgVerf äußert sich dies inso-
fern, als dass konkrete Bereiche aufgelistet 
werden, in welchen das Land verpflichtend 
für die Gleichstellung von Frau und Mann zu 
sorgen hat. Dieses Ergebnis ist ebenso auf 
die Kommunalebene übertragbar, in welcher 
sich die ungleiche Verteilung der Sitze sogar 
weitaus stärker feststellen lässt. Eine verfas-
sungsrechtliche Pflicht des Landes Branden-
burg bezüglich einer gleichen Verteilung von 
Frauen und Männern in politischen Positio-
nen könnte sich z. B. aus Art. 12 Abs. 3 Bbg-
Verf ergeben. Dafür müsste der Bereich „Po-
litik“ unter eine der aufgelisteten Kategorien 
in Art. 12 Abs. 3 BbgVerf fallen. Eine Hand-
lungspflicht der Landesregierung würde sich 
ergeben, wenn die Aufstellung von Kandida-
ten und Kandidatinnen unter den Begriff des 
öffentlichen Lebens fällt. Unter „öffentlichem 
Leben“ versteht man die Bereiche, welche 
nicht in den privaten Bereich einzelner Men-
schen fallen. Die Zusammensetzung politi-
scher Entscheidungsgremien, welche gemäß 
Art. 20 GG die Vertretung des Volkes darstel-
len (Privatpersonen), gehört eindeutig nicht 
dem privaten Bereich der Bürgerinnen und 
Bürger an. Die Zusammensetzung politischer 
Organe bezieht sich auf den Bereich des öf-
fentlichen Lebens.  Grundsätzlich ist daher 
der Verfassungsauftrag des Landes ableit-
bar, im politischen Bereich für die Gleichstel-
lung von Mann und Frau zu sorgen.
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48	MASGF, Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms für das Land Brandenburg 2015-2019, S.2.
49	ibd., Ziel 1: „Typisch Frau- typisch Mann?!“ – Rollenbilder verändern und Vielfalt ermöglichen, S. 14.
50	ibd., Ziel 5: Partizipation fördern – Gleiche Teilhabechancen von Frauen und Männern sowie faire 
	 Beteiligung an Entscheidungsprozessen, S. 36.

44	vgl. Lindner in: Linck u.a., Die Verfassung des Freistaats Thüringen, Kommentar, Art. 2, Rn. 14.
45	vgl. Iwers in: Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg, Kommentar, Art. 12, Rn. 4.
46	BVerfGE 74, 163 (180); 85, 191 (207); 89, 276 (285); 92, 91 (112).
47	Koalitionsvertrag für die 6. Wahlperiode des Brandenburger Landtages,  S. 28.

2.3.5. Gleichstellungspolitisches 
 Rahmenprogramm für das 
          Land Brandenburg 
Im März 2011 ist von der Landesregierung 
das erste ‚Gleichstellungspolitische Rahmen-
programm für das Land Brandenburg‘ verab-
schiedet worden. Das Rahmenprogramm soll 
der Identifikation geschlechterspezifischer 
Benachteiligungen dienen und Maßnahmen 
sowie Ziele erläutern, mit denen diesen ent-
gegengewirkt werden kann. In den folgenden 
drei Jahren nach Verabschiedung ist das 
Rahmenprogramm angenommen und umge-
setzt worden.48 Zur Sicherung der positiven 
Ergebnisse und zur Umsetzung weiterer bzw. 
konkreterer Ziele wurde von der folgenden 
Landesregierung ein zweites „Gleichstel-
lungspolitisches Rahmenprogramm“ erarbei-
tet. Durch das Erreichen sechs verschiedener 
Ziele soll die Position der Frau im Land Bran-
denburg gestärkt werden. So sollen Gesetze, 
Verordnungen und Programme der Landes-
regierung auf ihre Auswirkungen zur Verbes-
serung der Chancengleichheit von Frauen 
und Männern geprüft werden.49 Dieses Gut-
achten soll in Bezug auf die Wahlgesetze des 
Landes Brandenburg eine solche Prüfung 
vornehmen. Ebenso wird als Maßnahme 
zur Förderung der Partizipation die Stärkung 
von Frauen in der Kommunal- und Landes-
politik aufgegriffen.50 In Zusammenarbeit der 
Landesregierung, der Kommunen, Parteien, 
Vereinen und Organisationen sollen mehr 
Frauen für politische Ämter und Mandate 
gewonnen werden. Ebenso sollen bei politi-
schen Interessenvertretungen Zugangsbarri-
eren gesenkt werden. Um eine gleiche Teil-
habe von Frauen und Männer in der Politik 
zu garantieren, würden Paritätsregelungen 

in den brandenburgischen Wahlgesetzen 
fundamental zur Zielerreichung beitragen.

2.3.6. Landes- und Kommunal- 
          wahlgesetz
In Brandenburg sind die Regelungen bezüg-
lich der Aufstellung von Kandidatinnen und 
Kandidaten für Mandate auf Landes- und 
Kommunalebene in den Wahlgesetzen nor-
miert. Wie bereits festgestellt, ist die Frau in 
politischen Ämtern stark unterrepräsentiert. 
Fraglich ist daher, ob das Landes- und Kom-
munalwahlgesetz im Land Brandenburg eine 
verhältnismäßige Verteilung von Frau und 
Mann sicherstellt. 

Leider finden sich in den genannten Geset-
zen keine solchen Paritätsregelungen. Von 
einer rechtlichen Stärkung der Position der 
Frau kann demzufolge nicht ausgegangen 
werden. In der sprachlichen Ausgestaltung 
der brandenburgischen Wahlgesetze wird 
zudem keine geschlechtergerechte Sprache 
verwendet.

2.4. Zwischenfazit
Erkennbar ist, dass das Land Brandenburg 
durch Regelungen verschiedenster Art be-
müht ist, für eine Gleichstellung von Frau 
und Mann zu sorgen – auch im Bereich der 
Politik. Die rechtliche Durchsetzung der poli-
tischen Teilhabe von Frauen im Land Bran-
denburg gehört zum Verfassungsauftrag der 
Landesregierung, zudem wird dieser durch 
das LGG, den Koalitionsvertrag der Lan-
desregierung, das Leitbild und das gleich-
stellungspolitische Rahmenprogramm unter-
stützt. Basierend auf der geringen Teilnahme 
von Frauen am realpolitischen Geschehen 

Ein sprachlicher Unterschied besteht zudem 
zwischen dem Grundgesetz und der Bbg-
Verf. Wird im Grundgesetz die Gleichstellung 
von Mann und Frau verankert, ist in der bran-
denburgischen Verfassung zuerst die Frau 
genannt. Signalisiert wird dadurch die bis 
heute unterlegene Stellung der Frau,44 wel-
che vom Landesgesetzgeber ausgeglichen 
werden muss.

Die Umsetzung des Gleichstellungsauftra-
ges der Landesverfassung kann durch ver-
schiedenste Maßnahmen erreicht werden.45 
So sind frauenbegünstigende Maßnahmen 
zulässig, wenn sie faktische Nachteile, die 
typischerweise Frauen treffen, ausgleichen 
(beispielsweise durch Frauenquoten).46

2.3.2. Landesgleichstellungsgesetz
Vom Gesetzgeber wurde die Notwendigkeit 
erkannt, Regelungen bezüglich der Vertei-
lung von Frauen und Männern außerhalb der 
Privatwirtschaft, zur Gleichstellung von Mann 
und Frau zu erarbeiten. Er verabschiedete 
daher 1994 das ‚Gesetz zur Gleichstellung 
von Mann und Frau im öffentlichen Dienst 
im Land Brandenburg (LGG)‘. Gemäß § 12 
LGG soll in allen Entscheidungs- und Bera-
tungsgremien im Bereich der unmittelbaren 
und mittelbaren Verwaltung die Hälfte der zu 
besetzenden Mandate von Frauen besetzt 
werden.

Der Bereich der Politik ist von diesen ge-
setzlichen Regelungen grundsätzlich ausge-
schlossen. In § 13 LGG wird zudem auf die 
sprachliche Gestaltung von Gesetzen und 
Rechtsvorschriften eingegangen, welche der 
Gleichstellung von Frau und Mann Rechnung 
tragen muss.

2.3.3. Leitbild der Landesregierung
Das Leitbild der Landesregierung Branden-
burg setzt sich dafür ein, dass Frauen und 
Männer gleiche Chancen in den Bereichen 
Wirtschaft, Kultur, Soziales, Bildung und Po-
litik erhalten.

Auch wird auf die geschlechtergerechte Spra-
che in der gesamten Kommunikations- und 
Öffentlichkeitsarbeit eingegangen. Es soll auf 
eine nicht-diskriminierende, nicht-sexistische 
sowie auf eine ausgewogene sprachliche 
und visuelle Darstellung der Geschlechter 
geachtet werden. Diese deutliche Forderung 
der Landesregierung zeigt die Wichtigkeit 
des Themas geschlechtergerechter Sprache 
und unterstützt damit die Ansicht, bei vorge-
nommenen Gesetzesänderungen auch die 
sprachliche Gestaltung der Gesetzestexte zu 
überarbeiten.

2.3.4. Koalitionsvertrag der Landes- 
          regierung Brandenburg
Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und DIE 
LINKE ist 2014 für die 6. Wahlperiode die 
Gleichstellung von Frauen und Männern als 
wichtiges Ziel über alle Politikfelder hinweg 
beschlossen worden.47

Neben einer geforderten stärkeren Präsenz 
von Frauen in Führungspositionen in der Ver-
waltung und der Wirtschaft wird jedoch nicht 
gesondert auf die gering ausgeprägte und 
damit häufig weniger einflussreiche Stellung 
der Frau in Brandenburgs Politik eingegan-
gen.
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53	https://www.aktionsbuendnis-parite.de/wie/, Stand vom 04.01.18 um 14.32 Uhr.
54	Verfassung der französischen Republik, abrufbar in deutscher Sprache unter: 
	 http://www.assemblee-nationale.fr/ deutsch/8cb.asp#souveranitet, Stand vom 04.01.18 um 14.34 Uhr.

51	vgl. § 15 Abs. 4 KWG RLP; § 12 Abs. 1 S. 2 KWG Hessen.
52	https://www.aktionsbuendnis-parite.de/wie/, Stand vom 03.04.18 um 13.45 Uhr.
 

lässt sich jedoch ableiten, dass die bisher er-
griffenen Maßnahmen nicht den gewünsch-
ten Effekt erbringen. 

3. Weitere Bundesländer
Fehlende Geschlechterparität in der Poli-
tik ist nicht nur ein Problem Brandenburgs, 
sondern aller Bundesländer. Schließlich ist 
keines in der Position vorweisen zu können, 
dass es auf Landes- und/oder Kommunal-
ebene über einen Frauenanteil von über 
40 Prozent, geschweige denn eine paritäti-
sche Verteilung von 50 Prozent erreicht.

3.1. Gesetze
Nichtdestotrotz gab es in einigen Bundeslän-
dern in den letzten Jahren vermehrt angereg-
te Diskussionen bezüglich etwaiger Änderun-
gen der Landes- und Kommunalwahlgesetze, 
die eine Erhöhung des Frauenanteils in der 
Politik vorsehen. Einige Bundesländer – da-
runter Rheinland-Pfalz und Baden-Württem-
berg – haben in ihre Kommunalwahlgesetze 
sogenannte Soll-Regelungen eingefügt, wo-
nach eine geschlechterparitätische Auftei-
lung der Wahlvorschläge angestrebt werden 
solle.51 Verpflichtende Gesetze mit etwaigen 
Sanktionsmöglichkeiten hat jedoch bisher 
kein Bundesland verabschiedet.

3.2. Initiativen
Außerhalb von Gesetzesinitiativen gab es 
zudem diverse gesellschaftspolitische Initi-
ativen und Aktionen, die für einen größeren 
Frauenanteil in der Landes- und Kommu-
nalpolitik kämpfen und werben. Hier eine 
beispielhafte Auflistung dieser Initiativen 
und Kampagnen: „Halbe Kraft reicht nicht“ 

(Baden-Württemberg, 2012), „Volle Kraft 
voraus“ (Baden-Württemberg, 2014), „Mehr 
Frauen in die Parlamente“ (Saarland, 2014), 
„Parité in den Parlamenten“ (Bayern, 2015).
Eine auffällige Steigung der politischen Teil-
habe von Frauen war trotz dieser Bemühun-
gen in den letzten Jahren jedoch nicht fest-
zustellen.

3.3. Klagen
Etwaige Klagen, die explizit ein Gesetz, wel-
ches die Förderung von Frauen in politischen 
Entscheidungsgremien zum Gegenstand 
hat, gab es bisher nicht. Dies liegt schlicht 
daran, dass noch kein derartiges Gesetz 
existiert, welches Gegenstand einer Klage 
sein könnte. Jedoch existiert seit 1994 das 
Gleichstellungsgebot aus Art. 3 Abs. 2 GG. 
In Bayern ist 2016 darauf basierend eine Po-
pularklage beim bayerischen Verfassungshof 
eingereicht worden.52 
 
Eine solche Klage kann von einer Person 
erhoben werden, die durch die gerügte an-
gegriffene Handlung nicht in eigenen Rech-
ten verletzt wird, sondern gleichsam selbst 
für andere oder die Allgemeinheit handelt, 
jedoch ohne deren Auftrag. Grundsätzlich ist 
die Popularklage nur in Ausnahmefällen zu-
gelassen, eine Ausnahme ist jedoch in der 
Verfassung des Freistaates Bayern (BV) in 
Art. 98 S. 4 vorgesehen. Danach besteht für 
jede Person die Möglichkeit, Popularklage 
beim Bayerischen Verfassungsgericht ein-
zureichen. Von dieser Möglichkeit hat das 
Aktionsbündnis „Parité in den Parlamenten“ 
2016 Gebrauch gemacht und eine Klage 
eingereicht, die eine Prüfung der jetzigen 
Wahlgesetze hinsichtlich eines etwaigen 

Verfassungsverstoßes zum Gegenstand hat. 
Die Klage stützt sich darauf, dass die Wahl-
gesetze die Beseitigung bestehender Nach-
teile verhindern würden und eine effektive 
Einflussnahme des Volkes auf die Staats-
gewalt eingeschränkt werde.53 Das Bündnis 
wird von der Staatsrechtlerin Frau Prof.in Dr.in 
Silke Laskowski vertreten, die bereits ein 
Gutachten zur Verfassungsmäßigkeit von 
Parité-Gesetzen erstellt und für den Deut-
schen Juristinnenbund eine juristische Streit-
schrift zu diesem Thema verfasst hat.

Die Klage ist insoweit einmalig, als dass bis-
her kein Gericht zu diesem Thema ein ab-
schließendes Urteil gefällt hat. Das Urteil des 
Bayerischen Verfassungshofes ist daher für 
den weiteren Verlauf der politisch-juristischen 
Diskussion um verpflichtende Geschlechter-
quotierungen in Wahlgesetzen von erhebli-
cher Bedeutung. Es ist mithin festzustellen, 
dass in jedem Bundesland Diskussionen 
über Geschlechterparität in politischen Ent-
scheidungsgremien geführt werden, wobei 
jedoch in keinem der Bundesländer verbind-
liche gesetzliche Bestimmungen mit Sankti-
onsmöglichkeiten existieren.

4. Verfassungswidrigkeit von 
    Paritätsregelungen in Wahlgesetzen
Außerhalb Deutschlands existieren in einigen 
Staaten bereits Gesetze, die eine ausgegli-
chene Frauen-Männer-Bilanz in politischen 
Entscheidungsgremien zum Ziel haben. 
Beispielsweise wurde in Frankreich die Ver-
fassung um einen Passus ergänzt, der u.a. 
die Förderung des gleichen Zugangs von 
Frauen und Männern zu Wahlmandaten und 

Wahlämtern per Gesetz vorschreibt.54 Auf-
bauend auf dieser Verfassungsänderung ist 
im Jahr 2001 das Gesetz zur Förderung des 
gleichen Zugangs von Frauen und Männern 
zu Wahlmandaten und Wahlämtern, das so-
genannte „Parité-Gesetz“, in Kraft getreten. 

Ein Paritätsgesetz nach französischem 
Modell war auch in Deutschland bereits 
mehrfach Diskussionsthema in der juris-
tischen Fachliteratur, wobei sich die herr-
schende Ansicht gegen eine Verfassungsmä-
ßigkeit eines solchen Gesetzes ausspricht. 
Vielmehr sieht die herrschende Ansicht in 
einem etwaigen Gesetz einen Verstoß gegen 
das Grundgesetz (GG). In diesem Zusam-
menhang diskutierte Verfassungspositionen 
sind Art. 20 Abs. 2 GG (Demokratieprinzip), 
Art. 38 Abs. 1 GG  (Wahlrechtsfreiheit und 
Wahlrechtsgleichheit), Art. 21 Abs. 1 GG (in-
nerparteiliche Demokratie und Parteienfrei-
heit) sowie Art. 3 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1 GG 
(Diskriminierungsverbot und Gleichstellungs-
gebot).

4.1. Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 2 GG)
Das in Art. 20 Abs. 2 GG verankerte Demo-
kratieprinzip setzt voraus, dass alle „Staats-
gewalt vom Volke ausgeht“. Dies basiert 
auf dem Gedanken der Volkssouveränität 
und dient der Legitimation staatlicher Herr-
schaftsgewalt. Folglich handelt es sich bei 
der grundgesetzlichen Demokratie um eine 
repräsentative, die durch Wahlen legitimiert 
wird. Das Volk, folglich die Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland, soll 
durch Parlamentswahlen stets präsent blei-
ben und daher repräsentiert werden.
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55	Butzer in: Epping/Hillgruber, GG, Kommentar, Art. 38 Rn. 57.
56	ibd.; BVerfGE 79, 161 (165 f.).
57	Kluth in: Epping/Hillgruber, GG, Kommentar, Art. 21 Rn. 153.
58	Jarass in: Jarass/Pieroth, GG, Kommentar, Art. 21 Rn. 
59	ibd., Art. 3 Rn. 79.
60	Laskowski; Gutachten zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit gesetzlicher Paritéregelungen für
	 für Kommunal- und Landtagswahlen in Thüringen.

5. Zwischenfazit
Deutschland stellt auf den ersten Blick ein 
sehr fortschrittliches und gleichstellungs-
bedachtes Land dar. Was die tatsächliche 
Umsetzung der Gleichstellung von Frau und 
Mann anbelangt, sind jedoch starke Defizite, 
vor allem im Bereich der politischen Reprä-
sentation der Frau, vorzuweisen. Es lässt sich 

feststellen, dass sowohl auf juristischer als 
auch auf politischer Ebene Paritätsreglungen 
bereits diskutiert werden. Im weiteren Verlauf 
des Gutachtens sollen sowohl die Wahlgeset-
ze in Brandenburg auf ihren gleichstellungs-
fördernden Charakter analysiert, als auch die 
Verfassungsmäßigkeit etwaiger Paritätsrege-
lungen untersucht werden.

4.2. Wahlfreiheit, Wahlgleichheit 
       (Art. 38 Abs. 1 GG)
Eine weitere Ausprägung des Demokra-
tieprinzips aus Art. 20 Abs. 2 GG stellen 
die Wahlgrundsätze aus Art. 38 Abs. 1 GG 
dar. Nachfolgend soll ausschließlich auf die 
zwei betreffenden Grundsätze, die Wahl-
freiheit und die Wahlgleichheit eingegangen 
werden. Der Grundsatz der Wahlfreiheit aus 
Art. 38 Abs. 1 GG verlangt, dass die Wählerin 
und der Wähler in einem freien, offenen Pro-
zess der Meinungsbildung zu ihrer und sei-
ner Wahlentscheidung finden und diese un-
verfälscht zum Ausdruck bringen kann.55 Die 
Wählerinnen und Wähler müssen demnach 
in allen Verfahrensstadien einer Wahl ge-
gen Zwang, Druck und gegen alle, die freie 
Willensentscheidung ernstlich beeinträchti-
genden Beeinflussungen von staatlicher und 
nichtstaatlicher Seite geschützt sein.56 Fer-
ner darf die Entschließungsfreiheit der Wäh-
lerinnen und Wähler nicht schon im Vorfeld 
der Wahl verengt werden. Der Grundsatz der 
Wahlfreiheit umfasst auch ein freies Wahlvor-
schlagsrecht für alle Wahlberechtigten.

4.3. Innerparteiliche Demokratie, 
       Parteienfreiheit (Art. 21 Abs. 1 GG)
Die sogenannte innerparteiliche Demokratie 
aus Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG besagt, dass die 
innere Ordnung der Parteien demokratischen 
Grundsätzen entsprechen muss.57 Art. 21 GG 
räumt den politischen Parteien verfassungs-
rechtlichen Status ein und weist ihnen die 

Aufgabe zu, an der Willensbildung des 
Volkes mitzuwirken.58 Weiterhin verbürgt 
Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG die Freiheit der Grün-
dung und Betätigung der Parteien.

4.4. Diskriminierungsverbot, Gleichstel- 
       lungsgebot (Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG)
Art. 3 GG hat die Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern zum Ziel. Dieses 
Grundrecht wurzelt in der Würde des Men-
schen, weshalb ihm ein hohes Gewicht bei-
zumessen ist.59 Bei Art. 3 GG handelt es sich 
weiterhin nicht nur um einen Gleichheits-
grundsatz, sondern auch um eine Staatsauf-
gabe, die auf die Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter für die Zukunft 
und auf die Angleichung der Lebensverhält-
nisse, insbesondere durch den Abbau be-
stehender Nachteile zu Lasten von Frauen, 
abzielt.60 Diese gleichberechtigte Teilhabe ist 
in politischen Entscheidungsgremien jedoch 
noch nicht gegeben.

4.5. Verfassungsstreit
In Anbetracht der erläuterten Grundrechte, 
die bei einer gesetzlichen Quotierung von 
Wahllisten kollidieren, hat eine genaue Ab-
wägung zwischen möglichen Eingriffen in 
die Wahlgrundsätze (Art. 38 Abs. 1 GG) und 
in die Parteienfreiheit (Art. 21 GG) und dem 
Gleichstellungsgebot (Art. 3 GG) zu erfolgen.
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65	Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz, Handbuch der Rechtsförmlichkeit, Rn. 112.
66	ibd., Rn. 110 ff.
67	ibd., Rn. 110.
68	Wesian, Sprache und Geschlecht, SASI Heft 13, 2007, S. 26 f.; 
	 Samel, Einführung in die feministische Sprachwissenschaft, S. 112.

61	EK, 100 Begriffe aus der Gleichstellungspolitik, S. 33.
62	ibd. S. 32.
63	BVerfGE 109, 64 (89).
64	vgl. Kapitel III. 2.3.1. des Gutachtens.

In den brandenburgischen Wahlgesetzen 
wird bis dato keine geschlechtergerech-
te Sprache verwendet. Vereinzelt wird auf 
geschlechtsneutrale Begriffe wie „Person“ 
(§ 6 II BbgLWahlG, § 9 BbgKWahlG) zurück-
gegriffen. Grundsätzlich wird jedoch eine 
maskuline Berufs-, Amts- und Funktionsbe-
zeichnung verwendet.

Festzuhalten ist, die Verwendung geschlech-
tergerechter Sprache hat Auswirkungen auf 
den Kommunikationspartner oder die Kom-
munikationspartnerin und sollte verwendet 
werden.

2.2. Geschlechtergerechte Sprache 
       innerhalb von Gesetzestexten
Gesetzestexte sollten durch verständliche 
und klare Formulierungen gekennzeichnet 
sein.65 Auf der einen Seite könnte es durch 
die Verwendung geschlechtergerechter 
Sprache zu einer Verlängerung des Geset-
zestextes kommen, wodurch er insgesamt 
weniger übersichtlich und verständlich wirken 
kann. Auf der anderen Seite sind materielle 
Gesetzestexte wie die Brandenburgischen 
Wahlgesetze nicht an eine bestimmte Perso-
nengruppe oder eine explizite Person gerich-
tet. Sie sind abstrakt und genereller Natur. 
Das bedeutet, dass für einen unbestimmten 
Personenkreis allgemeine und verbindliche 
Regelungen aufgestellt werden. Gerade auf-
grund dieser Allgemeinverbindlichkeit sollte 
auf die Verwendung geschlechtergerechter 
Sprache geachtet werden. 

Gemäß § 1 Abs. 2 Bundesgleichstellungs-
gesetz (BGG) sollen Gesetzesentwürfe die 
Gleichstellung von Männern und Frauen auch 

sprachlich zum Ausdruck bringen. § 13 LGG 
greift diese Formulierung auch für das Land 
Brandenburg auf. Das Bundesministerium für 
Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) hat zur 
sprachlichen Gestaltung von Gesetzestexten 
und Rechtsverordnungen entsprechende 
allgemeine Empfehlungen für geschlechter-
gerechtes Formulieren abgegeben.66 Diese 
sind aufgrund des empfehlenden Charak-
ters nicht verbindlich: Zudem darf nach dem 
BMJV die grammatisch maskuline Form ver-
allgemeinernd weiterhin verwendet werden, 
wenn das Geschlecht nicht bekannt oder für 
den jeweiligen Zusammenhang unwichtig 
ist.67 Diese Kriterien erscheinen etwas frag-
würdig, da materielle Gesetze eine abstrakt-
generelle Wirkung haben und es aufgrund 
ihrer Allgemeinverbindlichkeit gerade nicht 
darauf ankommt, wer Adressatin bzw. Ad-
ressat ist oder genauer, welches Geschlecht 
die Adressatin bzw. der Adressat hat. Mithin 
kann das Geschlecht des Adressaten kein 
ausschlaggebendes Kriterium darstellen, 
innerhalb brandenburgischer Wahlgesetze 
gendergerechte Sprache zu verwenden oder 
nicht. Um einen Bezug sowohl zu den weibli-
chen als auch männlichen Adressaten herzu-
stellen, sollte daher eine neutrale Formulie-
rung oder die Beidnennung der Geschlechter 
angewendet werden.

Gesetzesformulierungen, welche allein den 
männlichen Kandidaten oder den männli-
chen Wähler aufzeigen, fördern nicht die 
Identifikation von Frauen mit politischen Äm-
tern oder Bereichen, vielmehr schaffen sie 
eine Rechtsdistanz. Zudem wird eine Ände-
rung des tradierten Rollenverständnisses er-
schwert.68 Aus diesem Umstand geht hervor, 

1. Paritätsregelungen innerhalb der 
    Brandenburgischen Wahlgesetze
Im Rahmen der These 1 ist zu überprüfen, ob 
die brandenburgischen Wahlgesetze gleich-
stellungspolitisch ausgerichtet sind. Unter der 
Gleichstellung von Frau und Mann versteht 
man den Grundsatz der Gleichberechtigung 
und Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern.61 Dabei handelt es sich auch um ein 
gleichberechtigtes Verhalten, wenn dieses 
unterschiedlich ist, jedoch, was Rechte, Leis-
tungen, Pflichten und Chancen anbelangt, als 
gleichwertig angesehen werden kann.62 Das 
lässt sich aus der Ergänzung des Gleichstel-
lungsgrundsatzes der Verfassung entneh-
men. Gemäß Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG fördert 
der Staat die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin. Der Zweck dieser Norm ist die 
zukünftige Durchsetzung der Gleichberech-
tigung der Geschlechter. Dies könnte durch 
gesetzliche Reglementierungen geschaffen 
werden, um bestehende Nachteile bezüg-
lich eines Geschlechtes auszugleichen.63 Im 
Land Brandenburg sind sowohl auf Landes-, 
als auch auf Kommunalebene Frauen in po-
litischen Ämtern stark unterrepräsentiert, wo-
durch politische Entscheidungen vor allem 
durch Männer getroffen werden. Durch Re-
gelungen bezüglich einer gleichmäßigen und 
geschlechtergerechten Positionsbesetzung 
könnte das Land Brandenburg bestehende 
Nachteile ausgleichen. Die Regelungen be-
züglich der Aufstellung von Kandidatinnen 

und Kandidaten für Mandate auf Landes- und 
Kommunalebene sind, wie bereits erwähnt, in 
den Wahlgesetzen normiert.64 Weder durch 
das Landes- noch durch das Kommunalwahl-
gesetz wird durch Verhältnismäßigkeitsrege-
lungen der geringen Aufstellung weiblicher 
Kandidaten entgegengetreten. Durch gesetz-
lich festgelegte Paritätsregelungen in den 
brandenburgischen Wahlgesetzen könnte 
dies geändert werden.

2. Sprachliche Gestaltung der 
    Brandenburgischen Wahlgesetze

2.1. Geschlechtergerechte Sprache
Sprache ist das wichtigste Kommunikati-
onsmittel der Menschen. Dabei sollte darauf 
geachtet werden, geschlechtergerecht zu 
formulieren, indem Frauen und Männer glei-
chermaßen angesprochen werden. Da Spra-
che unser Denken beeinflusst, ist es beson-
ders wichtig, darauf zu achten, nicht allein die 
maskuline Form bei Personenbezeichnungen 
innerhalb der Kommunikation oder eines 
Schrifttextes zu verwenden. Frauen müssen 
auch sprachlich sichtbar(er) gemacht werden. 
Sie in die maskuline Form mit einzubeziehen, 
ist nicht mehr zeitgemäß. Durch genderge-
rechte Sprache wird die Gleichstellung von 
Frauen und Männern zum Ausdruck gebracht, 
auch in Gesetzestexten. Dadurch wird signa-
lisiert, dass sowohl Männer als auch Frauen 
fähig sind, die Aufgaben zu tätigen, stereoty-
pen Rollenbildern wird entgegengetreten.

Die brandenburgischen Wahlgesetze sind nicht gleichstellungspolitisch ausgerichtet 
und deshalb entsprechend überarbeitungsbedürftig.
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70	vgl. Kapitel III. 2.3.6. des Gutachtens.
71	MASGF, Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms für das Land Brandenburg 2015-2019, S.2.
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	 Beteiligung an Entscheidungsprozessen, S. 36.
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69	MASGF, Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms für das Land Brandenburg 2015-2019, 
	 Ziel 5: Partizipation fördern – Gleiche Teilhabechancen von Frauen und Männern sowie faire 
	 Beteiligung an Entscheidungsprozessen, S. 36.

1. Politische und gesetzliche 
    Reglementierungen
Die Durchsetzung der Gleichstellung von 
Frau und Mann in Brandenburg ist nicht al-
lein durch die Landesverfassung gesichert. 
Im Laufe der Jahre ist erkannt worden, dass 
gesetzliche Reglementierungen zur Gleich-
stellung nicht automatisch auch deren Um-
setzung bedeuten. 2011 hat die Landesregie-
rung in Brandenburg, wie bereits erwähnt,70 
das erste gleichstellungspolitische Rahmen-
programm entworfen, welches sich als ein 
gutes Instrument der Landesregierung dar-
stellte, die Geschlechtergerechtigkeit und 
den Abbau von strukturellen geschlechter-
spezifischen Benachteiligungen in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen und Politikfeldern 
zu fördern.71 Das Rahmenprogramm wurde 
bis 2019 verlängert, ausgebaut und konkre-
tisiert. Im Rahmenprogramm verankert ist 
die Stärkung der Position der Frau in der 
Politik72, ebenso wie die Kontrolle bestehen-
der gesetzlicher Regelungen und ihre Aus-
wirkungen zur Verbesserung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern.73 Auch 
im Leitbild der Landesregierung Brandenburg 
„Gleiche Chancen für Frauen und Männer“74 
aus dem Jahr 2016 ist aufgeführt, dass sich 
die Landesregierung Brandenburg dafür ein-
setzt, Frauen und Männern gleiche Chancen 
in den Bereichen Wirtschaft, Kultur, Sozi-
ales, Bildung und Politik zu ermöglichen.75 
Nicht ausdrücklich formuliert ist, wie die 

verschiedenen Ziele der Landesregierung er-
reicht werden sollen. Um in der Politik sowohl 
die Chancengleichheit wie auch die Gleich-
stellung von Frau und Mann zu sichern, 
könnten Paritätsregelungen in den Wahlge-
setzen eingeführt werden.

Dafür müsste jedoch ein Geschlecht durch 
die Normen der brandenburgischen Wahlge-
setze benachteiligt werden. Die brandenbur-
gischen Wahlgesetze weisen bis jetzt keine 
Regelungen einer anteilmäßigen geschlecht-
lichen Verteilung von Kandidaten oder Kan-
didatinnen auf. Weder dürfen bestimmte Po-
sitionen nur von einem Geschlecht besetzt 
werden, noch ist eine Quote für das benach-
teiligte Geschlecht innerhalb der Wahlge-
setze in Brandenburg verankert. Direkt ist 
durch die Normen der brandenburgischen 
Wahlgesetze keine Benachteiligung eines 
Geschlechtes erkennbar. 

Wird jedoch der Frauen- und Männeranteil 
im Landesparlament oder in den Kommu-
nalvertretungen verglichen, fällt schnell auf, 
dass nicht von einer angemessenen Vertei-
lung der Kandidaturen gesprochen werden 
kann.76 Durch den über 50 Prozent liegenden 
weiblichen Bevölkerungsanteil lässt sich ge-
sellschaftspolitisch nicht erklären, warum nur 
so wenige Frauen in politischen Entschei-
dungspositionen im Land Brandenburg ver-
treten sind. Eine angemessene Verteilung 

dass es unerlässlich ist, innerhalb der Wahl-
gesetze sprachlich aufzuzeigen, dass die 
Positionen sowohl von einem Mann als auch 
einer Frau ausgeführt werden sollten.

Anhand der Kriterien des BMJV ist eine ge-
schlechtergerechte Sprache innerhalb der 
Wahlgesetze in Brandenburg zu empfehlen. 
Brandenburg hat in dem Gleichstellungspoli-
tischen Rahmenprogramm II ebenso das Ziel 
der gleichen Teilhabechancen von Frauen 
und Männern durch die Maßnahme der Stär-
kung von Frauen in der Kommunal- und Lan-
despolitik aufgestellt.69

Durch eine geschlechtergerechte sprach-
liche Gestaltung der brandenburgischen 
Wahlgesetze würde dieser Ansatz gestärkt 
und gefördert werden. Abschließend ist noch 
einmal auf § 13 LGG zu verweisen, wonach 
die sprachliche Gestaltung von Gesetzen 
und Rechtsvorschriften der Gleichstellung 
von Mann und Frau Rechnung tragen muss.

3. Änderung der brandenburgischen 
    Wahlgesetze
Für eine Änderung der brandenburgischen 
Wahlgesetze müsste das Land Branden-
burg zuständig sein. Gemäß Art. 70 GG hat 
grundsätzlich das Land die Gesetzgebungs-
kompetenz. Auch ist der Bund nicht aufgrund 
der ausschließlichen (Art. 71 GG) oder kon-
kurrierenden (Art. 73 GG) Gesetzgebung 
zuständig. Mithin könnte das Land Branden-
burg sowohl das Landes- als auch das Kom-
munalwahlgesetz ändern.

4. Zwischenfazit
Es lässt sich feststellen, dass die bran-
denburgischen Wahlgesetze bis jetzt nicht 
gleichstellungspolitisch ausgerichtet sind. 
Sowohl mögliche Wahllistenquotierungen, 
als auch geschlechtergerechte Formulierun-
gen sollten, um eine annährend vergleich-
bare Partizipationsmöglichkeit von Frauen 
und Männern in der Politik zu schaffen, in die 
Brandenburgischen Wahlgesetze aufgenom-
men werden.

Parität wird durch bestehende Regelungen in Brandenburg weder direkt befördert noch 
ausdrücklich verhindert.
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Zu prüfen ist, ob es konkreter Gesetzesände-
rungen mit Sanktionsmöglichkeiten bedarf, 
um 100 Jahre nach Einführung des Frau-
enwahlrechts eine geschlechterparitätische 
Verteilung in der Politik herzustellen.

Es ist zunächst festzustellen, dass es ver-
schiedene Möglichkeiten von Gesetzesän-
derungen gibt, um Geschlechterparität in 
der Politik zu erreichen. So kann es sich um 
eine Änderung der Landesverfassung des 
jeweiligen Bundeslandes oder auch eine 
Grundgesetzänderung des Art. 3 GG han-
deln. Vorliegend soll vor allem die rechtliche 
Möglichkeit von Gesetzesänderungen der 
brandenburgischen Wahlgesetze, genauer 
des BbgLWahlG und des BbgKWahlG, unter-
sucht werden.

1. Gesetzesänderungen ohne Sanktions- 
    möglichkeit (Soll-Regelungen)
Wahlgesetze können dahingehend geändert 
werden, als dass bereits in den Vorschriften 
über die Aufstellung von Kandidatinnen und 
Kandidaten auf eine geschlechterparitäti-
sche Verteilung hingewiesen und diese fest-
geschrieben wird.

Vorliegend ist die Rede von sogenannten 
Soll-Regelungen. Als eine Soll-Regelung 
wird eine Rechtsnorm bezeichnet, die ein 
Tun oder Unterlassen für den Regelfall vor-
sieht, aber nicht zwingend ist. Ein Verstoß 
gegen die Soll-Regelung hat daher, soweit 

nicht bestimmt, keine Unwirksamkeit oder An-
fechtbarkeit des Rechtsvorgangs zur Folge.

Etwaige Soll-Regelungen existieren bereits 
in einigen Kommunalwahlgesetzen verschie-
dener Bundesländer.

So heißt es beispielsweise in § 15 Abs. 4 des 
rheinland-pfälzischen Kommunalwahlgeset-
zes: „Frauen und Männer sollen gleichmäßig 
in Vertretungskörperschaften repräsentiert 
sein (Geschlechterparität). Bei der Aufstel-
lung der Wahlvorschläge sind die Parteien 
und Wählergruppe aufgefordert, Geschlech-
terparität anzustreben. (…)“. Ähnliche Vor-
schriften existieren auch im hessischen und 
nordrhein-westfälischen Kommunalwahlge-
setz.

1.1. Rechtmäßigkeit von 
      Soll-Regelungen
Die Rechtmäßigkeit etwaiger gesetzlicher 
Regelungen ist unter Bezugnahme auf die 
Brandenburgische Landesverfassung und 
das Grundgesetz zu überprüfen. Regelun-
gen sind rechtmäßig, wenn sie keinen Geset-
zesverstoß darstellen und daher nicht rechts-
widrig sind. Fraglich ist, ob Soll-Regelungen 
ohne Sanktionsmöglichkeit – wie sie bereits 
in Kommunalwahlgesetzen einiger Länder 
existieren – verfassungswidrig sind und ge-
gen das Grundgesetz verstoßen. Eine Maß-
nahme ist verfassungswidrig, wenn sie in den 
Schutzbereich eines Grundrechts eingreift 
und der Eingriff weiterhin nicht gerechtfertigt 

77	vgl. Lukoschat/Belschner, Ein Wegweiser zu Parität in der Politik,  S. 16.

von Frauen und Männern in nach den bran-
denburgischen Wahlgesetzen gewählte poli-
tische Entscheidungsgremien wird zwar nicht 
ausdrücklich verhindert. Das Land Branden-
burg hat jedoch auch nicht die verfassungs-
rechtlich verankerte Pflicht wahrgenommen, 
für die Gleichstellung von Frau und Mann zu 
sorgen. 

2. Kumulieren und Panaschieren
Möglicherweise ist dem auf Kommunalebene 
entgegenzuhalten, dass die Wählerinnen und 
Wähler von Kommunalvertretungen, Stadt-
verordnetenversammlungen oder Kreistagen 
durch ihre Stimmvergabe einzelne Personen 
besonders fördern können. Im Land Bran-
denburg besteht nach dem BbgKWahlG die 
Möglichkeit des Kumulierens und Panaschie-
ren.

Gemäß § 43 Abs. Abs. 3 S. 1 BbgKWahlG 
kann bei der Wahl einer Kandidatin bzw. eines 
Kandidaten oder einer Liste bis zu drei Stim-
men gegeben werden (kumulieren). Ebenso 
besteht nach § 43 Abs. 3 S. 2 BbgKWahlG die 
Option, die Stimmen Bewerberinnen und Be-
werbern verschiedener Wahlvorschläge zu 
geben (panaschieren). Durch das „Häufen“ 
oder „Mischen“ der Stimmen könnten von den 
Wählerinnen und Wählern vor allem Frauen 
unterstützt werden. Die meist in geringer 
Anzahl aufgestellten Kandidatinnen könnten 
so hervorgehoben werden. Eine Sammlung 
der Stimmen und somit der Einzug in eine 
politische Vertretung wären wahrscheinli-
cher. Durch das Instrument des Kumulie-
rens und Panaschierens könnte das bran-
denburgische Kommunalwahlgesetz eine 
Stärkung benachteiligter Personengruppen 

fördern. In der Praxis ist dem jedoch entge-
genzuhalten, dass nur etwa die Hälfte der 
Wählerinnen und Wähler diese besondere 
Wahlmöglichkeit nutzt.77

Das Panaschieren und Kumulieren wirkt mit-
hin unterstützend, die Position der Frau in 
der Politik im Land Brandenburg zu fördern. 
Auch sollte auf diese Instrumente in der Be-
völkerung aufmerksam gemacht werden, da-
mit eine Einflussnahme nach den jeweiligen 
politischen Vorstellungen der Wählerinnen 
und Wähler vorgenommen werden kann. Für 
eine chancen- und gleichstellungsgerechte 
Wahrnehmung von Frau und Mann sind die-
se Faktoren innerhalb der Wahlgesetze in 
Brandenburg allein jedoch nicht ausreichend. 

3. Zwischenfazit
Eine Ergänzung der Wahlgesetze in Bezug 
auf eine angemessene Aufstellung der par-
teiinternen Wahllisten scheint notwendig, um 
die politische Position der Frau in Branden-
burg zu fördern.

Unterstrichen wird diese Notwendigkeit auch 
auf politischer Ebene, durch das Ziel einer 
stärkeren politischen Partizipation von Frau-
en im gleichstellungspolitischen Rahmenpro-
gramm I und II und im Leitbild der Landesre-
gierung Brandenburg.

Um Parität in der Politik zu erreichen, bedarf es konkreter Gesetzesänderungen mit Sank-
tionsregelungen.
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81	siehe Rheinland-Pfalz, Erster Paritätsbericht, S. 3.
82	ibd., S.28.
83	ibd., S.4.
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Änderung des Kommunalwahlgesetzes“ 
(KWG RLP) vom Mai 2013 u.a. die gesetz-
liche Grundlage für einen Paritätsbericht 
geschaffen. Diese Regelungen stehen im 
engen Zusammenhang mit weiteren, in das 
Kommunalwahlgesetz eingefügten Bestim-
mungen, welche den Anteil von Frauen in 
kommunalen Vertretungskörperschaften er-
höhen sollen. Hierzu zählt die gesetzliche 
Aufforderung an Parteien und Wählergrup-
pen, bereits bei Aufstellung der Wahlvor-
schläge Geschlechterparität anzustreben 
und gezielt Informationen zu diesem Thema 
zu verbreiten.81

Nach § 15 Abs. 4 KWG RLP soll bei der Auf-
stellung und Verbindung von Wahlvorschlä-
gen Geschlechterparität angestrebt werden. 
Weiterhin soll nach Art. 73 Abs. 3 KWG RLP 
die Landesregierung dem Landtag spätes-
tens ein Jahr nach öffentlicher Bekanntma-
chung der Wahlergebnisse einen Paritäts-
bericht zu den Wahlen vorlegen. Sinn eines 
Paritätsberichtes ist, die Ursachen für eine 
geringe politische Teilhabe von Frauen zu 
analysieren und anschließend zu beheben.

Der erste Paritätsbericht der Landesregie-
rung wurde im Juli 2015, knapp ein Jahr nach 
den allgemeinen Kommunalwahlen im Mai 
2014 veröffentlicht. Es ist jedoch zu erwäh-
nen, dass die Paritätsstatistik der Bewertung 
der Chancen der Geschlechter bei Verhält-
nis- und nicht bei Mehrheitswahlen dient. 

Laut Paritätsbericht ist der Frauenanteil in 
den kommunalen Parlamenten nach Ein-
führung der Soll-Regelung im Zeitraum 
von 2009 bis 2014 um lediglich 1,4 Prozent 

gestiegen.82 Die wesentlichen Ursachen lie-
gen gemäß Bericht nicht im Aufstellungsver-
fahren von Bewerberinnen, sondern in einem 
diesem Prozess zeitlich vorgelagerten Be-
reich.83 

Im Weiteren geht der Bericht auf die Rol-
le der politischen Parteien und der Wähler-
gruppen als sogenannte „Schlüsselfunktion“ 
bei der Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber ein. Hierbei wird „insbesondere“ 
empfohlen, deren Mitgliederstrukturen und 
Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe von 
Frauen zu erforschen. Der erste Paritäts-
bericht eines Bundeslandes überhaupt ver-
deutlicht schließlich, dass die Aufforderung 
zur Umsetzung von Geschlechterparität auf 
Wahllisten ohne Sanktions- oder verpflich-
tendem Charakter zu keiner erheblichen 
Steigerung des Frauenanteils in politischen 
Entscheidungsgremien führt.

1.2.2. Baden-Württemberg
In § 9 Abs. 6 des baden-württembergischen 
Kommunalwahlgesetzes ist eine Soll-Rege-
lung seit 2013 wie folgt gegeben:
„Männer und Frauen sollen gleichermaßen 
bei der Aufstellung eines Wahlvorschlags 
berücksichtigt werden. Dies kann insbeson-
dere in der Weise erfolgen, dass bei der Rei-
henfolge der Bewerberinnen und Bewerber 
in den Wahlvorschlägen Männer und Frau-
en abwechselnd berücksichtigt werden. Die 
Beachtung der Sätze 1 und 2 ist nicht Vor-
aussetzung für die Zulassung eines Wahlvor-
schlags.“

Auch in Baden-Württemberg ist trotz derar-
tiger Aufforderungen zur Geschlechterparität 

ist. Als Verfassungsverstoß kommt vorlie-
gend ein Verstoß gegen die Wahlgrundsätze 
aus Art. 38 Abs. 1 GG und ein Verstoß gegen 
die Parteienfreiheit aus Art. 21 Abs. 1 GG in 
Betracht.

1.1.1. Verstoß gegen Art. 38 Abs. 1 GG, 
          Art. 22 Abs. 3 BbgVerf 
         (Wahlrechtsgrundsätze)
Möglicherweise stellen Soll-Vorschriften ein 
Verstoß gegen die Wahlgrundsätze aus Art. 
38 Abs. 1 GG dar. Die Wahlrechtsgrundsät-
ze gelten gemäß Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG als 
objektives Recht schließlich auch für Wahlen 
auf Landes- und Kommunaleben.78 Danach 
muss auch in den Ländern, Kreisen und Ge-
meinden das Volk eine Vertretung haben, die 
aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, glei-
chen und geheimen Wahlen hervorgegangen 
ist. Zudem sind die Wahlgrundsätze auch in 
Art. 22 Abs. 3 BbgVerf niedergeschrieben.

Fraglich ist jedoch, ob bereits ein Eingriff in 
Art. 38 Abs. 1 GG vorliegt. Ein Grundrecht-
seingriff ist nach dem modernen Eingriffsbe-
griff jedes staatliche Handeln, das dem ein-
zelnen Menschen ein Verhalten, welches in 
den Schutzbereich eines Grundrechts fällt, 
ganz oder teilweise unmöglich macht.79 Hier 
kommt lediglich ein Eingriff in den Schutzbe-
reich der Wahlrechtsfreiheit und Wahlrechts-
gleichheit in Betracht.80 Quotenregelungen 
der oben genannten Art stellen jedoch keinen 
Eingriff dar, da sie nicht verpflichtend sind. 
Schließlich handelt es sich um eine nicht bin-
dende Soll-Regelung. Mithin liegt kein Ein-
griff vor.

1.1.2. Verstoß gegen Art. 21 Abs. 1 GG 
         (Parteienfreiheit)
Ein Verstoß gegen die grundgesetzlich garan-
tierte Parteienfreiheit aus Art. 21 Abs. 1 GG 
durch Soll-Regelungen, die zu geschlechter-
paritätischen Wahllisten in Kommunal- und 
Landeswahlen ermutigt, stellt keinen verfas-
sungsrechtlich relevanten Eingriff dar. Grund 
hierfür ist der nicht-zwingende Charakter und 
fehlende Sanktionsmöglichkeiten bei Nicht-
befolgung der Soll-Vorschrift.

1.1.3. Verstoß gegen Art. 20 Abs. 2 GG 
         (Demokratieprinzip)
Aufgrund bereits oben genannter Argumen-
te haben derartige Bestimmungen in Wahl-
gesetzen auch hinsichtlich des allgemeinen 
Demokratieprinzips keine Eingriffsqualität. 
Ein Verfassungsverstoß ist schließlich nicht 
ersichtlich.

1.2. Gleichstellungspolitische Wirksam- 
       keit von Soll-Regelungen
Da weder landes- noch bundesrechtlich Be-
denken hinsichtlich etwaiger Quotenrege-
lungen mit Soll-Charakter bestehen, bleibt 
jedoch die Frage, ob diese auch ausreichend 
sind, um tatsächliche Geschlechterparität in 
der Politik auf Landes- und Kommunaleben 
zu erreichen. Hierbei lohnt sich ein Blick in 
andere Bundesländer, die bereits ähnliche 
Vorschriften zumindest in ihre Kommunal-
wahlgesetze eingeführt haben.

1.2.1. Rheinland-Pfalz
Um den Frauenanteil in kommunalen Ver-
tretungskörperschaften zu erhöhen, hat der 
rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber 
mit dem „Sechzehnten Landesgesetz zur 
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auf Wahllisten im Kommunalwahlgesetz kein 
erheblicher Anstieg, geschweige denn eine 
gleichberechtigte Teilhabe (50 Prozent) von 
Frauen in kommunalen Entscheidungsgre-
mien ersichtlich. Bei den Kommunalwahlen 
2014 stieg der Frauenanteil in den Gemein-
deräten um knapp 2 Prozent und in den 
Kreistagen um knapp 3 Prozent.84 Obwohl 
hierzu keine ausreichenden Daten vorliegen, 
kann an dieser Stelle davon ausgegangen 
werden, dass ein auffälliger Aufwärtstrend 
des Frauenanteils ausbleiben wird.

1.2.3. Zwischenfazit
Gesetzliche Regelungen, die zu Geschlech-
terparität in der Politik bzw. auf Wahllisten 
auffordern, sind ein gut gemeinter erster 
Schritt in die richtige Richtung. Jedoch zei-
gen die Beispiele aus den Bundesländern, 
die entsprechende Regelungen bereits ein-
geführt haben, dass die erhofften Resultate 
– Geschlechterparität in der Politik – aus-
bleiben. Nichtsdestotrotz ist die gesetzliche 
Implementierung der Regelungen in Wahl-
gesetzen verfassungs- und landesrechtlich 
nicht sehr problematisch. Ihre Wirksamkeit 
bleibt jedoch fraglich.

2. Gesetzesänderung mit 
    Sanktionsmöglichkeiten
Verpflichtende Regelungen in Wahlgesetzen 
mit Sanktionsmöglichkeiten wurden bereits 
in einigen Studien verfassungs- und kom-
munalrechtlich begutachtet.85 Gegenstand 
dieser Gutachten war es stets, festzustellen, 
ob zwingende Regelungen, durch welche 
Parteien oder Wählergruppen verpflichtet 
werden, Wahllisten paritätisch mit 50 Prozent 

Frauen und 50 Prozent Männern zu beset-
zen, verfassungskonform sind. Weiterhin 
auch, ob Sanktionsregelungen bei Nichtbe-
achtung der Quotierung verfassungskonform 
wären. In Betracht kommende Sanktionen 
sind hierbei zum einen die Streichung oder 
Kürzung der Parteienfinanzierung und zum 
anderen die Nicht-Zulassung der Wahllisten 
der jeweiligen Partei oder Wählergruppe zur 
Wahl. Nachfolgend soll jedoch nur auf die 
Verfassungsmäßigkeit gesetzlich verpflich-
tender Regelungen eingegangen werden.

Eine verpflichtende Frauenquote ist im deut-
schen Wahlrecht weder auf Landes- noch 
auf Bundesebene verankert. Auch scheint 
der Gedanke an eine mögliche Gesetzesän-
derung häufig unter Juristinnen und Juristen 
Unruhe auszulösen. Gegenstand der Diskus-
sion ist eine etwaige Verfassungswidrigkeit 
derartiger Regelungen in den Wahlgesetzen 
der Bundesrepublik. Nichtsdestotrotz ist hier-
bei anzumerken, dass derartige Regelungen 
international nicht neu und bereits in einigen 
Ländern seit Jahren verfassungskonformer 
Bestandteil des Wahlrechts sind (vgl. hierzu 
Kap. 4).

2.1. Rechtmäßigkeit verpflichtender 
       Parité-Gesetze mit 
       Sanktionsmöglichkeit
Die Rechtmäßigkeit derartiger gesetzlicher 
Regelungen ist unter Bezugnahme auf die 
brandenburgische Landesverfassung sowie 
auf das Grundgesetz zu überprüfen.

2.1.1. Betroffene Verfassungsnormen
Durch etwaige Gesetze mit verpflichtenden 
Charakter und Sanktionsmöglichkeiten in 

brandenburgischen Wahlgesetzen werden 
verschiedene Verfassungsnormen betroffen 
sein, die nachfolgend erläutert werden sollen. 

2.1.1.1. Art. 38 Abs. 1 GG, 
             Art. 22 Abs. 3 BbgVerf 
             (Wahlrechtsgrundsätze)
Die in Art. 38 Abs. 1 GG normierten Wahl-
rechtsgrundsätze gelten nach dem Wortlaut 
zwar nur ausdrücklich für die Wahl der Abge-
ordneten zum Deutschen Bundestag, jedoch 
haben die Grundsätze objektiven Rechts-
charakter und gelten nach Art. 28 Abs. 1 S. 
2 GG weiterhin auch für Wahlen in Ländern, 
Kreisen und Gemeinden. Schließlich sind die 
Wahlgrundsätze auch in der brandenburgi-
schen Landesverfassung in Art. 22 Abs. 3 
BbgVerf verankert.

Diese Wahlgrundsätze könnten durch ver-
pflichtende Regelungen bezüglich ge-
schlechterparitätischer Quoten im Kommu-
nal- und Landeswahlgesetz verletzt werden. 
Vorliegend sind insbesondere die Wahlfrei-
heit und die Wahlgleichheit86 betroffen. 

Durch verpflichtende Paritätsregelungen in 
Wahlgesetzen wird das Wahlvorschlags-
recht beschränkt, da die Parteien nicht mehr 
frei entscheiden könnten, welche Kandidatin 
oder welchen Kandidaten sie auf welchen 
Listenplatz aufstellen.87 Schließlich umfasst 
der Grundsatz der Wahlfreiheit auch ein frei-
es Wahlvorschlagsrecht für alle Wahlberech-
tigten.

2.1.1.2. Art. 21 Abs. 1 GG 
            (Parteienfreiheit)
Vorgaben zu Inhalt und Art von Wahllisten 
könnten weiterhin einen Eingriff in die aus 
Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG garantierte Betäti-
gungsfreiheit der Parteien darstellen. Art. 21 
GG ist jedoch nur auf Parteien anwendbar. 
Parteien sind in § 2 Parteiengesetz (PartG) 
legal definiert. Ausgeschlossen vom Partei-
begriff sind Rathausparteien, Wählergruppen 
und Kommunalparteien, die nur eine kommu-
nalpolitische bzw. verwaltungspolitische Wir-
kung entfalten.88 

2.1.2. Rechtfertigung des Eingriffs
Fraglich ist, ob etwaige Eingriffe in Art. 38 
Abs. 1 GG und Art. 21 GG bedingt durch eine 
verpflichtende Regelung zur Quotierung von 
Wahllisten gerechtfertigt wären. Dazu ist die 
Verhältnismäßigkeit des Eingriffs, hier eines 
etwaigen Gesetzes, zu prüfen. Eine Verhält-
nismäßigkeitsprüfung erfolgt unter folgenden 
Aspekten: Legitimer Zweck, Erforderlichkeit, 
Geeignetheit der Maßnahme und Verhältnis-
mäßigkeit im engeren Sinne.

2.1.2.1. Legitimer Zweck
Verpflichtende gesetzliche Quotierungen in 
Wahlgesetzen müssten zunächst einen legi-
timen verfassungsmäßigen Zweck verfolgen. 
Dieser Zweck läge vorliegend in der Erfüllung 
des Gleichstellungsgebotes des Staates aus 
Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG. Das Gleichstellungs-
gebot besagt, dass der Staat die tatsächli-
che Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern fördert und auf 
die Beseitigung bestehender Nachteile hin-
wirkt. Schließlich ist der Staat dazu verpflich-
tet, auf die tatsächliche Durchsetzung der 
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Gleichberechtigung hinzuwirken.89 Aufgrund 
der fehlenden Repräsentanz von Frauen in 
brandenburgischen landes- und kommunal-
politischen Entscheidungsgremien wäre es 
daher ein legitimes Ziel, wenn die Gesetzge-
ber und Gesetzgeberinnen die Beseitigung 
der Unterrepräsentanz durch ein Gesetz an-
streben und verfolgen.

2.1.2.2. Geeignetheit
Die Maßnahme – Änderung des Wahlgeset-
zes hinsichtlich verpflichtender Geschlech-
terquoten für Wahllisten – müsste zudem 
auch geeignet sein, den o.g. legitimen Zweck 
zu erreichen. Hiervon kann vorliegend aus-
gegangen werden, da verpflichtende Quoten 
sowohl in der Privatwirtschaft, als auch inter-
national in der Politik erfolgreich den Frauen-
anteil gesteigert haben.

2.1.2.3. Erforderlichkeit
Fraglich ist, ob etwaige gesetzliche Rege-
lungen auch erforderlich sind. Dies ist dann 
der Fall, wenn kein gleich wirksames, milde-
res Mittel zur Zweck- bzw. Zielerreichung zur 
Verfügung steht. Der Staat hat sich folglich 
auf ein „Interventionsminimum“ zu beschrän-
ken.90

Hier kann argumentiert werden, dass freiwil-
lige Soll-Bestimmungen auch ihren Zweck 
erfüllen, indem sie die Parteien und Wähler-
gruppen auf eine geschlechterparitätische 
Aufstellung der Wahllisten bzw. Wahlvor-
schläge hinweisen bzw. es ihnen nahelegen. 
Wie jedoch bereits angeführt, haben ge-
setzliche Aufforderungen ohne verpflichten-
den Charakter in der Vergangenheit sowohl 
auf Bundes- (Privatwirtschaft), als auch 

Kommunalebene (Kommunalwahlgesetze) 
zu keinem vielversprechendem Erfolg und 
Anstieg des Frauenanteils geführt.91 

Die Maßnahme ist folglich auch erforderlich, 
da kein milderes, gleich effektives Mittel zur 
Verfügung steht.

2.1.2.4. Verhältnismäßigkeit im 
             engeren Sinne
Fraglich ist, ob die Maßnahme auch ange-
messen und damit verhältnismäßig im en-
geren Sinne ist.  Die Angemessenheit einer 
etwaigen staatlichen Maßnahme, hier einem 
Gesetz, ist stets dann gewahrt, wenn die 
Grundrechtseingriffe nicht außer Verhältnis 
zum verfolgten Zweck stehen. Vorliegend ist 
hinsichtlich einer Quotierung der Wahllisten 
zu Kommunalwahlen eine Verhältnismäßig-
keit zumindest dahingehend anzunehmen, 
als dass der Eingriff in die Wahlrechtsfrei-
heit im schonenden Ausgleich steht, da in 
Brandenburg auf kommunaler Ebene gemäß 
§ 43 Abs. 3 BbgKWahlG kumuliert und pa-
naschiert werden kann und die Wählerinnen 
und Wähler daher weiterhin Einfluss auf die 
Wahllisten haben können. Mithin kann der 
Gesetzgeber auch bei starren Wahllisten, 
bei denen kein Kumulieren und Panaschie-
ren gestattet ist, Abweichungen von den 
Wahlrechtsgrundsätzen zulassen, wenn der 
Verfassung hierfür eine ausreichende Er-
mächtigung zu entnehmen ist und wenn die-
se Abweichung zur Sicherung der mit einer 
demokratischen Wahl verfolgten staatspoliti-
schen Ziele geboten sind.92 Durch Parité-Ge-
setze wird nicht nur dem Gleichstellungsge-
bot aus Art. 3 Abs. 2 GG, sondern auch dem 
Demokratieprinzip aus Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG 

Rechnung getragen. Schließlich setzt das 
Demokratieprinzip voraus, dass alle „Staats-
gewalt vom Volke ausgeht“. Dies basiert 
auf dem Gedanken der Volkssouveränität 
und dient der Legitimation staatlicher Herr-
schaftsgewalt. Folglich handelt es sich bei 
der grundgesetzlichen Demokratie um eine 
repräsentative, die durch Wahlen legitimiert 
wird. Das Volk – Bürgerinnen und Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland – soll durch 
Parlamentswahlen stets präsent bleiben und 
daher auch angemessen repräsentiert wer-
den. Dies hat zu bedeuten, dass das Volk 
auch hinsichtlich der Geschlechterverteilung 
angemessen repräsentiert werden muss.

2.1.2.5. Zwischenergebnis
Trotz verfassungsrechtlich relevanter Ein-
griffe in die Wahlgrundsätze aus u.a. 
Art. 38 Abs. 1 GG, sowie in die Parteienfreiheit 
aus Art. 21 GG sind gesetzlich verpflichten-
de Quotierungen verfassungsmäßig. Diese 
Beurteilung beruht auf der zuvor erläuterten 
Verhältnismäßigkeitsprüfung, wobei dem Ziel 
der Maßnahme erhebliche Bedeutung bei-
gemessen wird, da es der Umsetzung des 
Gebots zur tatsächlichen Durchsetzung der 
Gleichberechtigung aus Art. 3 Abs. 2 GG und 
dem Prinzip der repräsentativen Demokratie 
aus Art. 20 Abs. 2 GG dient.

2.2. Verpflichtende Paritätsregelungen 
       für die Position der Beigeordneten
Möglicherweise könnten auch innerhalb der 
Brandenburgischen Kommunalverfas-
sung (BbgKV) verpflichtende Paritätsrege-
lungen eingeführt werden. Auf Kommunal-
ebene unterstehen dem Bürgermeister oder 
der Bürgermeisterin gemäß §§ 59 f BbgKV 

unmittelbardie Beigeordneten. Beigeordne-
te93 sind Beamte auf Zeit, welche in kreisan-
gehörigen Gemeinden „mit mehr als 15.000 
Einwohnern und [in] kreisfreien Städten“ 94 
gewählt werden können. „Die Beigeordneten 
werden auf Vorschlag des hauptamtlichen 
Bürgermeisters von der Gemeindevertretung 
auf die Dauer von acht Jahren gewählt“.95 In 
diesen Prozess ist allein die Gemeindever-
tretung, nicht aber die Einwohner der kreis-
angehörigen Gemeinde oder der kreisfreien 
Städte einbezogen. Möglicherweise könn-
ten Paritätsregelungen für das Amt der Bei-
geordneten aufgestellt werden. Wie bereits 
erläutert, ist die politische Beteiligung von 
Frauen auf Kommunalebene in Entschei-
dungsgremien sehr gering.96 Der oder die 
Beigeordnete ist nicht direkt einem Entschei-
dungsgremium angehörig, doch wird die Ar-
beit unmittelbar für den Bürgermeister oder 
die Bürgermeisterin in dem übertragenen 
Teilbereich der Verwaltung ausgeführt. Die 
Position der Beigeordneten ist zur Entlastung 
des Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin 
sehr wichtig.

2.2.1. Art. 38 Abs. 1 GG, Art. 22 Abs. 3 
          BbgVerf (Wahlrechtsgrundsätze)
Für Paritätsregelungen bei der Aufstellung 
von Beigeordneten spricht die zentrale Stel-
lung des oder der Beigeordneten im politi-
schen Kommunalsystem. Zudem werden 
Beigeordnete von der Gemeindevertretung 
gewählt. Auch bei verpflichtenden Paritäts-
vorschriften würde nicht in die grundge-
setzlich verankerten Wahlgrundsätze aus 
Art. 38 Abs.  I GG der Wähler und Wählerin-
nen eingegriffen werden. 
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7.Fazit

Das Land Brandenburg setzt sich bis jetzt 
durch verschiedene politische sowie gesetzli-
che Vorgaben und Projekte für die Gleichstel-
lung von Mann und Frau ein. Dies ist jedoch 
vor allem im politischen Sektor nicht ausrei-
chend. Der geringe Anteil von Politikerinnen 
zeigt dies sehr deutlich, speziell auf kommu-
naler Ebene. Durch Soll-Regelungen in den 
brandenburgischen Wahlgesetzen würde auf 
die ungleiche Verteilung von Frau und Mann 
aufmerksam gemacht werden. Aus anderen 
Bundesländern ist jedoch auch erkennbar, 
dass die Zahl der weiblichen Abgeordne-
ten damit nicht deutlich gestiegen ist. Der 
Grund: durch den freiwilligen Charakter der 
Vorschriften wird die Einhaltung dieser nicht 
gefördert. Des Weiteren gibt es keine Sank-
tionsmaßnahmen bei Nichteinhaltung der 
Vorschriften. Soll-Regelungen könnten daher 
ein erster Schritt in eine gleichstark geführte 

Politik von Frau und Mann darstellen. Effek-
tiver wären jedoch verpflichtende gesetzliche 
Vorschriften. Das Gutachten kommt des Wei-
teren zu dem Ergebnis, dass verpflichtende 
Paritätsregelungen verfassungskonform wä-
ren. Sie kämen dem Demokratieprinzip nach; 
zudem scheint der Eingriff in die kollidieren-
den Grundrechte verhältnismäßig. 

Das Land Brandenburg hat sich zum Ziel 
gesetzt, die politische Position der Frau zu 
stärken und auszubauen. Nur durch eine 
Änderung der Wahlgesetze mit verpflichten-
den Paritätsregelungen  kann dieses Ziel 
tatsächlich erreicht werden. Mit der Einfüh-
rung verpflichtender Paritätsregelungen, wel-
che Durchsetzungscharakter besitzen, wäre 
Brandenburg das erste deutsche Bundes-
land, welches sich aktiv für die Stärkung der 
Position der Frau in der Politik einsetzt.

96	http://frauen-macht-politik.de/aktuelles/archiv-schwerpunktthemen/schwerpunktthemaparite0.html, 
	 Stand vom 07.01.18 um 16.40 Uhr.

2.2.2. Art. 21 Abs. 1 GG (Parteienfreiheit)
Eine freie Stelle der Beigeordneten muss 
gemäß § 60 Abs. II BbgKVerf öffentlich aus-
geschrieben werden, wodurch der Bewer-
bungseingang nicht von etwaigen Parteilisten 
abhängig ist. Mithin  würden Paritätsregelun-
gen für Beigeordnete auch die Parteifreiheit 
gemäß Art. 21 I 2 GG unberührt lassen.    

2.2.3. Zwischenfazit
Es lässt sich feststellen, dass verpflichtende 
Paritätsregelungen in Bezug auf Beigeordne-
te nicht mit dem Grundgesetz kollidieren. Viel-
mehr wird die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frau und Mann ge-
mäß Art. 3 Abs.  II GG gefördert. Regelungen 
bezüglich einer angemessenen Verteilung 
von Frau und Mann in der Position der Beige-
ordneten sind mithin durch Art. 3 Abs. II GG 
gerechtfertigt.

2. Wirksamkeit verpflichtender Parité- 
    Gesetze mit Sanktionsmöglichkeit
Die Wirksamkeit verpflichtender Quoten-
Regelungen in Wahlgesetzen kann mangels 
vorliegender Parité-Regelungen nicht ab-
schließend festgestellt werden. Jedoch kann 
hier auf die Privatwirtschaft verwiesen wer-
den, die nach jahrelangen freiwilligen Quo-
ten erst nach Einführung der verpflichtenden 
Frauenquote einen erheblichen Anstieg des 
Frauenanteils auf Aufsichtsratsebene ver-
zeichnet hat. Weiterhin ist festzustellen, dass 
die freiwilligen parteiinternen Quoten der im 
Bundestag vertretenen Parteien, außer von 
FDP und AfD, zu keinem immensen Anstieg 
des Frauenanteils in der Politik geführt ha-
ben. Zumindest haben freiwillige Quoten 

keine 50-Prozent-Frauenteilhabe zur Folge. 
Mit Blick auf Frankreich, wo sich der Frauen-
anteil in Kommunalparlamenten seit Einfüh-
rung des Parité-Gesetzes von 26 auf 48 Pro-
zent erhöht hat97, kann daher nur spekuliert 
werden, ob verpflichtende gesetzliche Rege-
lungen ihr gewünschtes Ziel – eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und Männern 
in politischen Entscheidungsgremien – errei-
chen können.
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